
Stadt Velburg 
Verbindlicher Bauleitplan mit Grünordnungsplan 
“Wohngebiet Am Sperlasberg 2“ 

 

Zusammenfassende Erklärung gem. § 10 Abs. 4 BauGB zur Öffentlich-
keits- und Behördenbeteiligung 

Vorbemerkung, Städtebauliche Ziele, Alternativen 

Das Erfordernis zur Aufstellung des Bebauungsplanes ergibt sich weiterhin aus dem Wohnbauflächenbedarf. 
Besonders am Hauptort Velburg ist die Nachfrage gleichbleibend hoch. Innerhalb des Baubestandes sind 
kaum Entwicklungspotentiale vorhanden, die wenigen Baulücken sind in Privatbesitz, deren Eigentümer nicht 
abgabebereit waren. Um dennoch der wachsenden Nachfrage zu begegnen und neue Wohnbauflächen in 
attraktiver Lage zur Verfügung stellen zu können, erfolgt die Festsetzung eines Allgemeinen und Reinen 
Wohngebietes in unmittelbaren Anschluss an das neue Wohngebiet „Am Sperlasberg“. An vorhandene Infra-
struktureinrichtungen kann lückenlos angeknüpft werden. Durch die getroffenen Festsetzungen kann eine be-
darfsgerechte und zukunftsorientierte städtebauliche Entwicklung sichergestellt werden. 

Der Geltungsbereich umfasst 3,36 ha und gliedert sich in ein allgemeines Wohngebiet, reines Wohngebiet, 
Grünflächen und öffentliche Verkehrsflächen. Bisher wird die Fläche als Acker genutzt. 

Der Planbereich ist bereits im Flächennutzungsplan der Stadt als Wohnbaufläche ausgewiesen. Damit ist das 
Entwicklungsgebot beachtet. Eine Prüfung von Alternativstandorten erfolgte nicht, da der Bebauungsplan der 
Entwicklung und Realisierung des zweiten Bauabschnittes des Baugebietes „Am Sperlasberg“ in Richtung Nor-
den dient. Bereits im ersten Abschnitt wurde die Erschließungsplanung für das städtebauliche Gesamtkonzept 
erarbeitet. Die Grünflächen bei Aufstellung des Bebauungsplanes an die Straßenplanung entsprechend an-
gepasst, mögliche Bauparzellen nur geringfügig verändert und der Spielplatz in die Mitte des Baugebietes 
verlegt. In den Ortsteilen Mantlach b.Velburg und Günching wurden bereits in den letzten Monaten weitere 
Bebauungspläne für Wohngebiete aufgestellt und umgesetzt.  

Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange 

Für die Umweltbelange wurde gemäß § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durchgeführt, in dem die Um-
weltwirkungen ermittelt wurden. Diese Belange wurden im Umweltbericht gemäß § 2a BauGB als Teil der 
Begründung dargelegt. Der Umweltbericht berücksichtigt die verfügbaren umweltbezogenen Informationen 
zum Geltungsbereich. 

Die Inanspruchnahme von bisher landwirtschaftlich genutztem Flächen ist nach § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB un-
umgänglich, da andere Flächen der Innenentwicklung nicht zur Verfügung stehen. 

Innerhalb der Umweltprüfung erfolgte eine Darstellung der Rahmenbedingungen, planerischer Vorgaben und 
Fachgesetze, Ergebnis anderweitiger Planungsmöglichkeiten, allgemeine schutzgutbezogene Bestandsanalyse 
im Gesamtgebiet, Einstufung der Beeinträchtigungen, Bestandserfassung der Schutzgüter (Mensch, Tiere und 
Pflanzen, Boden, Wasser, Klima/Luft, Landschafts- und Ortsbild sowie Kultur- und sonstige Sachgüter) und 
Bewertung der zu erwartenden Auswirkungen der neuen Flächenausweisungen auf die verschiedenen Schutz-
güter, Prognose bei Nichtdurchführung der Planung, Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung zum Aus-
gleich der nachteiligen Auswirkungen, geschätzter Kompensationsbedarf, Monitoring und eine allgemein ver-
ständliche Zusammenfassung. 

Zur Abwägung wurden auch die Fachgutachten zur schalltechnischen Untersuchung und die Baugrunduntersu-
chung (geotechnischer Bericht) hinzugezogen sowie die Stellungnahmen des Landratsamtes Neumarkt, der 
Regierung der Oberpfalz und weitere im Verfahren ausgewertet. 

Der erforderliche städtebaurechtliche Ausgleich für den zu erwartenden Eingriff erfolgt teilweise innerhalb 
des Geltungsbereiches. Ein weiterer Teil erfolgt auf externer Fläche auf dem Flurstück 1405, Gemarkung 
Oberweiling im Stadtgebiet. 

Beteiligung der Öffentlichkeit und Anhörung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Im Zuge der Beteiligungen gingen seitens der Öffentlichkeit keine Anmerkungen oder Hinweise ein. 

Von Nachbargemeinden wurden keine Bedenken vorgetragen.   

 

 

 



Seitens der Regierung der Oberpfalz wurden Landesentwicklungsziele und -grundsätze vorgetragen sowie 
der Bedarf kritisch hinterfragt. Der Stadtrand nahm die Anmerkungen zur Kenntnis und verwies auf die Erfor-
derlichkeit als Grundlage jeglicher städtebaulichen Entwicklung. Aufgrund der Lagegunst von Velburg, die 
anhaltende Zinspolitik und fehlenden Zugriff auf Innenentwicklungspotenziale begünstigt weiterhin eine erheb-
liche Nachfrage nach Wohnbauflächen. Hierzu wurde ausführlich und umfangreich die Begründung mit Darle-
gung des Bedarfs ergänzt bzw. aktualisiert. Die Stadt hielt an der Bauleitplanung vollumfänglich fest. 

Das Sachgebiet technischer Umweltschutz am Landratsamt Neumarkt i.d Oberpfalz verwies auf die Immissi-
onsquellen Straßenverkehr und gewerbliche Nutzung im Südwesten und bat um Berücksichtigung im Umweltbe-
richt. Die durchgeführte schalltechnische Untersuchung wurde im Umweltbericht als auch in der Begründung der 
Bauleitplanung ergänzt, sodass eine Berücksichtigung vollumfänglich stattfinden konnte. 

Das Landratsamt Neumarkt i.d. OPf.- Bauamt äußerte Bedenken zur Standortwahl und die damit verbundene 
negative Entwicklung des Landschafts- und Ortsbildes mit Beeinträchtigung der naturnahen Erholung. Der 
Stadt waren die vorgebrachten Beeinträchtigungen bewusst, da die Siedlungsstruktur und Verkehrsentwicklung 
sich am Fuße des Schloßberges entwickelt hat und sich entlang der flacheren geeigneten Topographie weiter 
ausdehnt. So werden wie bisher auch Siedlungsflächen mit den landschaftlich prägend markante Elemente um 
Velburg im Zusammenhang stehen. Durch gestalterische Festsetzungen und Eingrünungen kann das Wohnge-
biet in die Landschaft eingebettet werden und fremdwirkende Elemente vermieden werden. 

Das Wasserwirtschaftsamt Regensburg verwies wegen der Hanglage auf wildabfließendes Wasser, Entsor-
gung des Niederschlagswassers und einen wassersensiblen Bereich. Die Hinweise wurde für die spätere Er-
schließungsplanung zur Kenntnis genommen. 

Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Neumarkt i.d. Oberpfalz gab Hinweise zum angrenzenden 
Walbestand, Baumfallzone und mögliche Bewirtschaftungserschwernisse. Besonders hervorgehoben wurde die 
Baugrenzen im Bereich der Baumfallzone. Aufgrund der bereits schmalen Grundstücksverhältnisse entlang der 
östlichen Planungsgrenze war eine Rücknahme der Baugrenzen nicht möglich. Ein allgemeines Risiko für Grund-
stückseigentümer und Waldeigentümer liegt auch ohne bestimmtes Bauvorhaben grundsätzlich vor. Die Hin-
weise werden an beide Seiten weitergeleitet, wobei während des Verfahrens von angrenzenden Waldbesit-
zern keine Stellungnahme eingingen. Die vorgebrachten Hinweise zur externen Ausgleichsflächen wurden zur 
Kenntnis genommen und werden mit dem zuständigen Fachpersonal abgesprochen. 

Das Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege äußerte sich zu dem bodendenkmalpflegerischen Belangen. 
Die Anmerkungen der Bodendenkmalpflege wurden sowohl in den textlichen Hinweisen zum Bebauungsplan 
als auch in der Begründung bzw. Umweltbericht entsprechend ergänzt. 

Die Bayernwerk AG und die Deutsche Telekom Technik GmbH gaben während des Verfahrens Hinweise zu 
bestehenden Leitungen, zu Abstandsflächen zu ober- und unterirdischen Versorgungsleitungen sowie zu not-
wendigen Pflanzabständen. Die Stellungnahmen wurden zur Kenntnis genommen und in den Hinweisen er-
gänzt. 

 

 

 

 

Stadt Velburg, den .......................... 

 

........................................................................ 
Christian Schmid, 1.Bürgermeister 

 

 

- Siegel - 
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Bestandteile des Bebauungsplanes 

 

Bestandteile der Satzung des Bebauungsplanes „Wohngebiet Zum Sperlasberg 2“ in der 
Fassung vom 13.02.2020 sind: 

- Teil A: Planzeichnung Bebauungsplan  

mit zeichnerischen Festsetzungen und Verfahrensvermerken 

- Teil B: Textliche Festsetzungen  Seiten 2-12 

 

Weitere Bestandteile des Bebauungsplanes „Wohngebiet Zum Sperlasberg 2“ sind: 

- Teil C: Hinweise und Empfehlungen (textlich und zeichnerisch) Teil A + Seiten 13-17 

- Teil D: Begründung mit Umweltbericht 48 Seiten 

 

Anlagen: 

- Geotechnik Prof. Dr. Gründer GmbH, 27.09.2017: BG Am Sperlasberg in Velburg –

Baugrunduntersuchung und Baugrundgutachten/Geotechnischer Bericht 

- GEO.VER.S.UM, 08.02.2020: Schalltechnische Untersuchung zur Aufstellung des B-Plans 

„Zum Sperlasberg 2“ Stadt Velburg 
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1. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (TEIL B) 

1.1 Art der baulichen Nutzung 

Die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegenden Bauflächen werden gemäß Planzeich-
nung (Teil A) nach § 3 und §4 Baunutzungsverordnung - BauNVO - in der geltenden Fassung - 
als Allgemeines Wohngebiet (WA) mit Teilflächen 33 bis 38 sowie Teilfläche 64 und als 
reines Wohngebiet (WR) mit Teilflächen 39 bis 63 festgesetzt.  

1.1.1 Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO 

Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 und WA 2 sind zulässig: 

• Wohngebäude, 

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und soziale Zwecke. 

Ausnahmsweise zulässig sind nach § 1 Abs. 5 BauNVO: 

• die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie nicht störende Handwerksbetriebe 

Die nach § 4 Abs. 3 BauGB ausnahmsweise zulässigen Nutzungen werden nach § 1 Abs. 6 Nr. 
1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 

Räume für freie Berufe i.S.d. § 13 BauNVO sind zulässig. 

1.1.2 Reines Wohngebiet nach § 3 BauNVO 

zulässig sind im WR: 

• Wohngebäude 

• Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets 
dienen. 

Die nach § 3 Abs. 3 BauGB ausnahmsweise zulässigen Nutzungen werden nach § 1 Abs. 6 Nr. 
1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 

1.2.1 Grundflächenzahl gem. § 19 i.V.m. § 23 BauNVO 

Soweit sich aus der Festlegung der überbaubaren Flächen in der Planzeichnung nicht geringere 
Werte ergeben, wird gem. § 19 BauNVO eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 festgesetzt.  

Im WA 1 ist eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch die in § 19 Abs. 4 Satz 1 
BauNVO genannten Grundflächen bis zu 75 vom Hundert zulässig. 

Flächen für Stellplätze und Garagen sowie ihre Zufahrten sind nicht auf die zulässige Grund-
fläche anzurechnen, wenn sie unterhalb der Geländeoberfläche erstellt werden und die Ge-
ländeoberfläche dauerhaft begrünt wird. Eine Begrünung gilt nur mit einer Gesamtüberde-
ckung von mind. 75 cm und einer belebten Oberbodenschicht von mind. 20 cm. 

1.2.2 Zahl der zulässigen Vollgeschosse gem. § 20 BauNVO 

Im WR und WA 2 sind bei Hauptgebäuden max. 2 Vollgeschosse zulässig. 
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Als Vollgeschosse gelten Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind 
oder auf ihre Zahl angerechnet werden. Als Vollgeschoss gilt gem. Art. 83 Abs. 6 BayBO in 
der Fassung vom 24.07.2019: 

„Soweit § 20 Abs. 1 BauNVO zur Begriffsbestimmung des Vollgeschosses auf Landesrecht ver-
weist, gilt insoweit Art. 2 Abs. 5 in der bis zum 31. Dezember 2007 geltenden Fassung fort:  

Vollgeschosse sind Geschosse, die vollständig über der natürlich oder festgelegten Geländeober-
fläche liegen und über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine Höhe von mindestens 2,30 m 
haben. Als Vollgeschosse gelten Kellergeschosse, deren Deckenunterkante im Mittel mindestens 
1,20 m höher liegen als die natürliche oder festgelegte Geländeoberfläche.“ 

Im WA 1 sind bei Hauptgebäuden max. 3 Vollgeschosse zulässig. 

Bei Nebengebäuden und Carports ist maximal ein Vollgeschoss im WR und WA zulässig. 

1.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind der Planzeichnung (Teil A) festgesetzt. 

Nach § 22 Abs. 4 BauNVO wird eine abweichende Bauweise festgesetzt, zulässig sind Einzel-
häuser unter Einhaltung des seitlichen Grenzabstandes, jedoch darf die Baukörperlänge der 
Gebäude 18,0 m nicht überschreiten. 

Doppelhäuser sind nur in den Teilflächen des WA1 sowie in den Teilflächen WR 50 und 54 
zulässig. 

 
Es gelten die Vorschriften zu den Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO mit Ausnahme der ab-
weichenden Regelung zu den Wandhöhen von Garagen, Carports und Nebenanlagen gem. 
Ziff. 1.7.7. der Festsetzungen. 

1.4 Nicht überbaubare Grundstücksflächen, Flächen für Garagen 

Nebengebäude und Gebäude ohne Aufenthaltsräume und Feuerstätten sind im WR und WA 2 
nach § 14 Abs. 1 und § 23 Abs. 5 BauNVO außerhalb der festgesetzten Baugrenzen nur bis 
max. 15 m² Grundfläche. Die Festsetzung der zulässigen Wandhöhe erfolgt gem. Ziff. 1.7.2 
und 1.7.7. 

Garagen, Carports und Stellplätze sowie gebäudeunabhängige Solaranlagen sind nach § 12 
Abs. 6 BauNVO außerhalb der überbaubaren Flächen nicht zulässig.  

Garagen, Carports und Stellplätze sind auf den in der Planzeichnung festgesetzten Teilflä-
chen 39-41, 43-46,51-53, 55, 56, 58, 59, 61-63 nur in den dafür festgesetzten Flächen zuläs-
sig. 

1.5 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

1.5.1 Öffentliche Verkehrsflächen 

Die Erschließungsstraße wird als öffentliche Verkehrsfläche mit Straßenbegrenzungslinien fest-
gesetzt. Die Lage ist der Planzeichnung (Teil A) festgesetzt. 

1.5.2 Öffentliche Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung 

Es werden Öffentliche Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ 
und „ Fußweg“ festgesetzt. Die Lage ist der Planzeichnung (Teil A) festgesetzt. 

1.5.3 Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt 

Die genaue Lage ist der Planzeichnung (Teil A) festgesetzt. 
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1.6 Höhenlage (§ 9 Abs. 3 Satz 1 BauGB) 

1.6.1 Höhenlage der Hauptgebäude (§9 Abs. 3 BauGB) 

Die maximal zulässige Oberkante der Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFOK max.) der Haupt-
gebäude beträgt für den Bereich der in der Planzeichnung (Teil A) festgesetzten Teilflächen  

Teilflächennummer 33:    519,3 m ü. NN 

Teilflächennummer 34:    520,5 m ü. NN 

Teilflächennummer 35:    521,3 m ü. NN 

Teilflächennummer 36:    522,1 m ü. NN 

Teilflächennummer 37:    522,9 m ü. NN 

Teilflächennummer 38:    524,0 m ü. NN 

Teilflächennummer 39:    525,5 m ü. NN 

Teilflächennummer 40:    527,5 m ü. NN 

Teilflächennummer 41:    527,5 m ü. NN    

Teilflächennummer 42:    523,0 m ü. NN 

Teilflächennummer 43:    523,9 m ü. NN 

Teilflächennummer 44:    526,0  m ü. NN 

Teilflächennummer 45:    521,5 m ü. NN 

Teilflächennummer 46:    526,0 m ü. NN 

Teilflächennummer 47:    529,7 m ü. NN   

Teilflächennummer 48:    532,1 m ü. NN   

Teilflächennummer 49:    535,2 m ü. NN   

Teilflächennummer 50:    536,5 m ü. NN   

Teilflächennummer 51:    536,5 m ü. NN  

Teilflächennummer 52:    537,2 m ü. NN   

Teilflächennummer 53:    538,0 m ü. NN  

Teilflächennummer 54:    536,0 m ü. NN 

Teilflächennummer 55:    534,5 m ü. NN   

Teilflächennummer 56:    530,0 m ü. NN 

Teilflächennummer 57:    529,0 m ü. NN   

Teilflächennummer 58:    531,0 m ü. NN   

Teilflächennummer 59:    533,8 m ü. NN   

Teilflächennummer 60:    535,5 m ü. NN   

Teilflächennummer 61:    534,0 m ü. NN   

Teilflächennummer 62:    530,0 m ü. NN 

Teilflächennummer 63:    527,0 m ü. NN 

Teilflächennummer 64:    524,0 m ü. NN 
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1.6.2 Höhenlage der Garagen und Carports (§9 Abs. 3 BauGB) 

Für Garagen und Carports beträgt die zulässige Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFOK max.) 
der Garage für den Bereich der in der Planzeichnung (Teil A) festgesetzten Teilflächen 

max. 0 m:   33 – 38, 39-41, 43, 44, 46-49, 54-56, 58, 59, 60-64 

max. 0,3 m :  42, 45, 50-53, 57 

über den hergestellten Niveau der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche. 

1.6.3 Bezugspunkte 

Bezugspunkt ist jeweils der höchste Punkte der öffentlichen Verkehrsfläche an der Grundstücks-
grenze in senkrechter Verlängerung zur Garagenkante. Bei Eckgrundstücken ist das maßge-
bende Höhenniveau die zum Garagengrundriss nächstgelegene öffentliche Verkehrsfläche. 

Das Höhenniveau der angrenzenden Verkehrsfläche wird horizontal und senkrecht gemessen 
vom höchsten Punkt der nächstgelegenen öffentlichen Verkehrsfläche zur Oberkante der jewei-
ligen Erdgeschossrohfußbodendecke (EFOK) der Garage.  

 
 
 
 
 
 
 

Das Höchstmaß der möglichen Geländegestaltung ist dem Punkt 1.7.1 der textlichen Festset-
zungen zu entnehmen. 

1.6.4 Öffentliche Verkehrsflächen 

Die zulässige Höhenlage der öffentlichen Verkehrsflächen ist in der Planzeichnung, Teil A fest-
gesetzt. Für die zulässige Höhe ist eine Abweichung von +/- 10 cm zulässig. 

1.7 Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. Art 81 BayBO) 

1.7.1 Geländegestaltung i.S.d. Art. 6 Abs. 4 Satz 2 BayBO 

Die natürlichen Geländehöhen sind an den Außengrenzen des Geltungsbereiches einzuhalten. 
Geländehöhen zwischen den Grundstücken sind innerhalb des Geltungsbereiches aneinander 
anzupassen. 

An den Grundstücksgrenzen zur öffentlichen Verkehrsfläche sind nicht mit Gebäuden oder Ga-
ragen überbaute Flächen an das fertiggestellte Höhenniveau der angrenzenden öffentlichen 
Verkehrsfläche anzugleichen. Jedoch sind Stützwände als Sockelmauern bis zu 30 cm Höhe ab 
fertiggestellter Höhe der öffentlichen Verkehrsfläche zulässig. 

Im reinen (WR) und allgemeinen (WA) Wohngebiet sind Auffüllungen des natürlichen Gelän-
des bis zu 1,5 m ab natürlicher Geländeoberkante (gemäß Festlegung der bestehenden Hö-
henlinien in der Planzeichnung) zulässig. 

Für Unter- oder Kellergeschosse ist im WR ein Freilegen bis max. 1,0 m ab EFOK bis fertigem 
Gelände, jedoch nur bis zu einer max. Wandhöhe von 6,75 m, gemessen vom Schnittpunkt OK 
Dachhaut bzw. Attika bis fertiges (hergestelltes) Gelände zulässig. 

Höchster Punkte der Verkehrsfläche an der Grundstücks-
grenze = +/- 0,0 m 

max. zulässige  EFOK der Garage 

Rechtwinklige Verlängerung zum Garagengrundriss 

Roh- 

fußboden 

Verkehrsfläche 
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1.7.2 Gestaltung der Gebäude 

Zulässige Gebäudehöhen (GH) und Wandhöhen (WH) der Hauptgebäude: 

Folgende Höhenfestsetzungen mit Höhenbeschränkung werden als Höchstmaß über der herge-
stellten Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFOK) im WA und WR getroffen: 

Technische Dachaufbauten von untergeordneter Bedeutung, wie z.B. Kamine und Lüftungsanla-
gen, welche über die zulässige Firsthöhe hinausragen, sind abschnittsweise zusammenzufassen 
und können zugelassen werden. 

Die maximal zulässige Gebäudehöhe (GH (max.)) ist in der Planzeichnung in den Nutzungs-
schablonen festgesetzt: 

Die Gebäudehöhe (GH) wird gemessen zwischen der hergestellten Oberkante der Erdge-
schossrohfußbodenhöhe (EFOK, nicht Untergeschoss) und Oberkante Dachhaut bzw. Attika. 

Zulässige Wandhöhen (WH): 

Satteldach mit einer Dachneigung von 38° - 44° (E+D) 

Es wird eine maximale traufseitige Wandhöhe (WHmax.) von 4,2 m, gemessen zwischen der 
EFOK und dem Schnittpunkt der traufseitigen Außenwand mit der Dachhaut. 

Flachdächer und flach geneigte Dächer mit der Dachneigung bis 24° (E+I) und (U+E+I)  

Es wird eine maximale traufseitige Wandhöhe (WHmax.) von 6,50 m, gemessen zwischen der 
EFOK (Erdgeschossrohfußbodenhöhe) und dem Schnittpunkt der traufseitigen Außenwand mit 
der Dachhaut.  

Im WA 1 wird die max. zulässige Wandhöhe (bergseits) und die max. zulässige Gebäudehöhe 
bei gestaffeltem Obergeschoss von der EFOK (nicht Untergeschosshöhe) festgesetzt. Die maxi-
male zulässige Wandhöhe talseitig beträgt im WA 1 9,50 m. 

Pult-/versetztes Pultdach mit einer Dachneigung von bis 24° (E+I) und (U+E+I) 

Es wird eine maximale traufseitige Wandhöhe (WHmax.) von 5,5 m, gemessen zwischen der 
EFOK und dem Schnittpunkt der traufseitigen Außenwand mit der Dachhaut. 

Im WA 1 wird die max. zulässige Wandhöhe (bergseits) und die max. zulässige Firsthö-
he/Gebäudehöhe bei gestaffeltem Obergeschoss von der EFOK (nicht Untergeschosshöhe) 
festgesetzt. Die maximale zulässige Wandhöhe talseitig beträgt im WA 1 9,50 m. 

Flachdach mit einer Dachneigung von 0° - 5° (E+I) und (U+E+I) 

Im WA 1 wird die max. zulässige Wandhöhe (bergseits) und die max. zulässige Firsthö-
he/Gebäudehöhe bei gestaffeltem Obergeschoss von der EFOK (nicht Untergeschosshöhe) 
festgesetzt. Die maximale zulässige Wandhöhe talseitig beträgt im WA 1 9,50 m. 

Bautyp Split-Level: 

Bei einem höhenversetzten Erdgeschoss wird die zulässige Wandhöhe der unteren EFOK ge-
messen. Die talseitige Wandhöhe beträgt max. 6,20 m. Die Gebäudehöhe wird gemessen von 
der EFOK der oberen Erdgeschossebene. 

1.7.3 Doppelhäuser  

Bei Doppelhäusern hat sich der Nachbauende bei Hauptgebäuden in Dachform und Dachnei-
gung, exakt an das bereits bestehende Gebäude anzugleichen. 
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1.7.4 Dächer 

In den Teilflächen sind nur die in der Planzeichnung (Teil A) angegebenen Dachformen und 
Dachneigungen für die Hauptbaukörper zulässig. Bei Sattel- und Walmdächern ist der First nur 
mittig, bezogen auf den Hauptbaukörper und nur parallel zur Gebäudelängsseite, zulässig.  

Bei versetzten Pultdächern ist der versetzte First um mindestens ¼ der Gebäudeschmalseite 
einzurücken.  

Im Geltungsbereich sind als Dacheindeckung bei geneigten Dächern ab 20° nur Dachsteine und 
Dachpfannen zulässig. Dachneigungen bis 20° sind auch in matten Blechdeckungen zulässig. 
Dächer in den Farben blau, violett, grün und gelb sind nicht zulässig. 

Nebenbaukörper können in abweichender Dachform, Dachneigung und Dachmaterial ausge-
führt werden. Tonnendächer oder Negativdächer sind hierbei unzulässig. 

Spiegelnde oder stark reflektierende Dachmaterialien sind unzulässig. Ausgenommen hiervon 
sind technische Anlagen zur solaren Energiegewinnung. 

Gebäude, die als Grenzbebauung ausgeführt werden, müssen sich in Dachform und Dachnei-
gung exakt an ein bereits an der Grenze errichtetes Gebäude anpassen. 

1.7.5 Dachaufbauten / Querbauten 

Dachan- und -vorbauten sind in Form von Zwerchgiebeln oder Dachgauben innerhalb der fest-
gesetzten Baugrenzen ab einer Dachneigung von 38° zulässig. Sie müssen sich in Gesamtform 
und -gestaltung dem Hauptbaukörper unterordnen. Eine Unterordnung liegt vor, wenn die Brei-
te maximal 1/3 der Hauptgebäudelänge je Dachseite aufweist. 

Sie müssen einen Mindestabstand von 1,50 m zu den Ortgängen und untereinander aufweisen. 
Die Firste der Zwerchgiebel und Dachgauben müssen einen Mindestabstand von 1,00 m zum 
Hauptfirst aufweisen. 

Ausgenommen hiervon sind dachneigungsgleiche Anlagen zur technischen Nutzung von Sonnen-
energie. 

1.7.6 Fassadenöffnungen unmittelbar über dem Gelände 

Öffnungen im unmittelbaren Bereich des Geländes, Kellerlichtschächte und Eingänge müssen 
zum Schutz vor Oberflächenwasser wasserdicht ausgebildet werden oder so über der Gelän-
deoberfläche angebracht sein, dass kein Oberflächenwasser eindringen kann. 

1.7.7 Höhe baulicher Anlagen (Garagen, Carports und bauliche Anlagen nach Art. 6 Abs. 
9 BayBO) 

Die maximal zulässige Wandhöhe beträgt im Mittel 2,75 m. 

Die maximal zulässige Gebäudehöhe bei Satteldächern, Walmdächern und Zeltdächern be-
trägt 4,5 m. 

Bei Pultdächern darf die höhere Wand (First) nicht entlang der Grundstücksgrenze errichtet 
werden. 

Die Wandhöhe wird (abweichend von der bayerischen Bauordnung) gemessen zwischen der 
gedachten horizontalen Verlängerung der hergestellten Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFOK) 
zur Außenwand und dem Schnittpunkt der traufseitigen Außenwand mit der Oberkante der 
Dachhaut, bei der Gebäudehöhe bis zum obersten Punkt der Dachhaut, bei Flachdächern bis 
zum obersten Punkt der Attika. 



 Bebauungsplan Wohngebiet „Zum Sperlasberg 2“   
Textliche Festsetzungen und Hinweise i. d. Fassung vom 13.02.2020 

Seite 8 von 17 

 

 

1.7.8 Werbeanlagen  

Werbeanlagen sind nach den Vorschriften der BayBO und nur am Ort der beworbenen Leis-
tung zulässig. 

Die Werbeanlage muss unterhalb der Traufe des Gebäudes angebracht werden. 

Leuchtreklamen, Blink- und Wechsellichter sowie Werbeanlagen auf Dächern sind unzulässig. 

1.7.9 Stellplätze, Garagen, Nebengebäude 

Bei Einfamilienhäusern und Doppelhäusern sind mind. 2 Stellplätze erforderlich. 

Bei Mehrfamilienhäusern oder Einzelhäusern mit mehr als einer Wohneinheit sind folgende 
Stellplätze erforderlich: 

Wohnungen bis 40 m² Wohnfläche: 1 Stellplatz 

Wohnungen von 41 bis 80 m² Wohnfläche: 1,5 Stellplätze 

Wohnungen von 81 bis 120 m² Wohnfläche: 2 Stellplätze 

Wohnungen ab 121 m² Wohnfläche: 3 Stellplätze 

Ab 6 Wohneinheiten sind zusätzlich 0,25 % Besucherstellplätze erforderlich. 

Garagen und Carports gelten als Stellplatz beim Stellplatznachweis. 

Der  Stellplatzbedarf  ist rechnerisch  auf  zwei Stellen  hinter  dem  Komma  zu  ermitteln  und  
dann  auf ganze  Zahlen  aufzurunden. 

Der Stauraum vor Garagen darf hierbei nicht als Stellplatz zur Berechnung herangezogen 
werden.  

Die erforderlichen Stellplätze müssen spätestens zum Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme oder 
Benutzbarkeit der Anlage hergestellt sein. 

Garagen, die als Grenzbebauung ausgeführt werden, müssen sich in Dachform, Dachneigung 
und Gebäudehöhe an eine bereits an der Grenze errichtete Garage anpassen. Der Stauraum 
vor Garagen muss mindestens 5,0 m betragen und darf nicht eingefriedet werden. Auf den 
Stauraum kann verzichtet werden, sofern bei Garagen eine automatische Toröffnungsanlage 
verwendet wird.  

Stellplätze und private Hofflächen sind mit Ausnahme aller Bereiche, auf denen grundwasser-
gefährdende Stoffe anfallen oder von denen eine erhöhte Verschmutzungsgefahr ausgeht, mit 
un- oder teilversiegelnden Belägen zu befestigen; festgesetzt werden Rasengittersteine, Pflas-
terbeläge mit offenen, mindestens 2 cm breiten Fugen, wassergebundene Decken oder Schot-
terrasen sowie wasserdurchlässiges Pflaster mit sehr geringem Abflussbeiwert und hoher Luft- 
und Wasserdurchlässigkeit. Zufahrten und Zuwege sind so auszubilden, dass das Oberflä-
chenwasser den öffentlichen Verkehrsflächen nicht zugeführt werden kann.  

Garagen, Carports und überdachte Stellplätze mit Flachdach sind nur mit Dachbegrünung zu-
lässig. 

1.7.10 Einfriedungen 

Als Einfriedungen sind sockellose Zäune oder Hecken mit max. 1,20 m Höhe zulässig. Zaunso-
ckel bis zu 30 cm Höhe, sind nur an der östlichen Grenze des Baugebiets entlang der öffentli-
chen Grünfläche zulässig.  

Ausnahmsweise können Sichtschutzwände bis zu einer Höhe von 2,0 m zugelassen werden. 
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1.7.11 Oberirdische Versorgungsleitungen  

Oberirdische Versorgungsleitungen sind unzulässig. 

1.8 Grünordnerische Festsetzungen 

1.8.1 Maßnahmen zur Verringerung der Flächenversiegelung und zum Schutz des 
Grundwassers (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

Verkehrsflächen, Stellplatzflächen und sonstige befestigte Flächen sind mit Ausnahme aller Be-
reiche, auf denen grundwassergefährdende Stoffe anfallen oder von denen eine erhöhte Ver-
schmutzungsgefahr ausgeht (Zufahrten), mit un- oder teilversiegelnden Belägen zu befestigen; 
festgesetzt werden Rasengittersteine, Pflasterbeläge mit offenen, mindestens 2 cm breiten Fu-
gen, wassergebundene Decken oder Schotterrasen, sowie wasserdurchlässiges Betonpflaster 
mit sehr geringem Abflussbeiwert und hoher Luft- und Wasserdurchlässigkeit. Zufahrten und 
Zugänge sind so auszubilden, dass das Oberflächenwasser den öffentlichen Straßen nicht zu-
geführt werden kann. 

Im allgemeinen und reinen Wohngebiet ist die Abgabe von Niederschlagswasser bis zu einer 
Menge von 0,1 Liter/Sekunde je 100 m² Grundstücksfläche an den Niederschlagswasserkanal 
der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche zulässig.  

Anlagen zur Niederschlagswasserbehandlung sind auf den Baugrundstücken gem. § 14 BauN-
VO zulässig, nach § 23 Abs. 5 BauNVO können Nebenanlagen auch außerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen zugelassen werden. 

1.8.2 Private Grundstücksflächen/nicht überbaute Flächen, Grünflächenanteil 

Die nicht überbauten privaten Grundstücksflächen sind zu begrünen und gärtnerisch zu unter-
halten. Der Mindestanteil beträgt je Fläche 30 % der gesamten Grundstücksfläche. Flächen mit 
naturnahen Regenrückhalteeinrichtungen können hierauf angerechnet werden. Schotter- oder 
Kiesflächen zur gärtnerischen Gestaltung sind pro Grundstücksfläche nur bis 10 m² zulässig. 

Je angefangene 500 m² Grundstücksfläche ist mindestens ein Laubbaum der 1. Wuchsordnung 
der nachfolgenden Pflanzenliste 2 oder 3 zu pflanzen. 

Nicht verwendet werden dürfen alle fremdländischen und züchterisch veränderten Nadelgehöl-
ze mit gelben oder blauen Nadeln und über 2 m Wuchshöhe. Für geschnittene Hecken ist an 
Nadelgehölzen nur die Eibe (Taxus baccata) zugelassen. 

1.8.3 Öffentliche, gliedernde Grünflächen 

In den öffentlichen, gliedernden Grünflächen sind naturnahe Regenrückhaltungen in Erdbauwei-
se sowie untergeordnete technische Bauwerke zulässig.  

Zur Erhöhung der ökologischen Wertigkeit von Regenrückhaltebecken sind die Böschungen nur 
begrünt zulässig. Ausnahmsweise sind Teile der Böschungen auch in baulicher Gestaltung zuläs-
sig. Soweit es die technischen und wasserwirtschaftlichen Anforderungen zulassen, ist die Sohle 
des Beckens unregelmäßig zu gestalten und mit Vertiefungen zur Bildung dauerhafter Tümpel 
zu versehen. 

Zulässig sind in den gliedernden öffentlichen Grünflächen Fußwege und Pflegewege in was-
serdurchlässiger Befestigung sowie Erholungseinrichtungen und Kinderspielgeräte.  

Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln ist in der öffentlichen Grünfläche nicht zulässig. 

Die Grünflächen sind gärtnerisch anzulegen. 
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1.8.4 Flächen mit Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft ((§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) und Fläche mit Bindungen für die 
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 
25b BauGB) 

Innerhalb der festgesetzten Fläche mit Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft werden Bindungen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt. 

Es sind die bestehenden Gehölze dauerhaft zu erhalten, fachgerecht zu pflegen und ihrem 
natürlichen Habitus (Wuchsbild) entsprechend wachsen zu lassen, d.h. ohne regelmäßigen 
Formschnitt.  

1.8.5 Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b u. Abs. 6 BauGB) auf öffentlichen Grünflächen 
mit Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft ((§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Es sind innerhalb der festgesetzten Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen unter Einhaltung 
des gesetzlichen Grenzabstandes eine mindestens 2- bis 3-reihige Hecke -, mit heimischen Ge-
hölzen gemäß Pflanzenliste 1 der Ziff. 1.8.8 anzulegen. Die Pflanzung hat gruppenweise auf 
mindestens 70 % der festgesetzten Fläche zu erfolgen. 

Die Pflanzung erfolgt mit autochthonem Pflanzmaterial. 

Es sind mindestens 8 verschiedene Arten zu verwenden. Der Pflanzabstand der Reihen zuei-
nander beträgt 1,0 m, der Abstand der einzelnen Pflanzen innerhalb der Reihen beträgt 
1,2 m.  

Jegliche Düngung und chemischer Pflanzenschutzmitteleinsatz ist unzulässig. Eine Startdüngung 
bei Pflanzung von Gehölzen ist zulässig. Der Aufwuchs der Hecke ist zu unterstützen (ggf. Gie-
ßen, Mulchen). Sie ist dauerhaft zu erhalten und ihrem natürlichen Habitus (Wuchsbild) entspre-
chend wachsen zu lassen, d.h. ohne regelmäßigen Formschnitt. Ganze oder in Teilen abster-
bende Gehölze sind in der folgenden Pflanzperiode zu ersetzen (Oktober bis April).  

Auf den nicht bepflanzten Bereiche ist eine krautreiche extensive Wiese bzw. bei schmalen 
Restflächen ein Krautsaum anzusäen und zu entwickeln; die Wiese ist mind. 1 mal jährlich zu 
mähen, der Krautsaum alle 3-5 Jahre; das Mähgut ist abzufahren/abzutransportieren.  

Zum Schutz vor Wildbiss ist in den ersten Jahren ein entsprechender Schutzzaun erforderlich. 
Dieser ist zu entfernen, sobald die Pflanzung so gut aufgewachsen ist, dass sie des Schutzes 
nicht mehr bedarf. 

1.8.6 Fläche mit Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft ((§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) auf gliedernder öffentlicher Grün-
fläche 

Es sind innerhalb der festgesetzten Fläche mindestens 12 Bäume der Pflanzliste 2 nach Ziff. 
1.8.8 mit einem Mindestabstand von 10 m zueinander zu pflanzen. 

Auf den nicht bepflanzten Bereichen ist eine kraut- und blühreiche extensive Wiese anzusäen 
und zu entwickeln; die Wiese ist mind. 2 mal jährlich zu mähen, das Mähgut ist abzufah-
ren/abzutransportieren.  

1.8.7 Externe Ausgleichsfläche 

An anderer Stelle als am Ort des Eingriffes in Natur und Landschaft wird gem. § 9 Abs. 1a 
BauGB das Flurstück 1405, Gemarkung Oberweiling, Stadt Velburg 6.402 m² verbindlich zu-
geordnet.  
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aus Ökonkonto Velburg, Maria Bossle, Stand Januar 2015, Anlage 3, Darstellung der Maßnahmen, Zuordnung 
von 6.402 m² -  Rot 

Der Ausgleichsfläche werden allen Grundstücksflächen des Baugebietes gem. § 9 Abs.1a Satz 
2 BauGB zugeordnet. 

Es sind folgende Aufwertungsmaßnahmen festgesetzt:  

• Umbau in einen Standortgerechten Laub(misch)wald L 133, wärmeliebender Kalkbu-
chenwald  

• Ansaat/Pflege eines mäßig extensiv genutzten artenreiches Grünland G212 

• Erweiterung des  mesophilen Gebüsch B112 durch Anpflanzung  

1.8.8 Zulässige Gehölzarten und Qualitäten für die Festsetzung nach Ziff. 1.8.4, 1.8.5. 
und 1.8.6  

Pflanzenliste 1 - Sträucher: 

(Mindestqualität mind. 2x verpflanzt, mind. 60/100 cm Höhe) 

Acer campestre     –  Feld-Ahorn 
Berberis vulgaris    –  Berberitze 
Carpinus betulus    –  Hainbuche 
Cornus sanguinea    –  Roter Hartriegel 
Corylus avellana    –  Haselnuß 
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Crataegus monogyna/laevigata  –  Weißdorn 
Evonymus europaea    –  Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare    –  Liguster* 
Lonicera nigra     –  Heckenkirsche* 
Prunus padus     –  Traubenkirsche 
Prunus spinosa agg.    –  Artengruppe Schlehe 
Rhamnus cathartica    –  Kreuzdorn 
Rosa canina    –  Hundsrose und weitere Wildrosen 
Salix caprea     –  Salweide 
Sambucus nigra     –  Schwarzer Holunder 
Sorbus aucuparia    –  Eberesche (Vogelbeere) 
Viburnum lantana    –  Wolliger Schneeball* 
Viburnum opulus    –  Gewöhnlicher Schneeball* 

* Giftpflanzen gem. GUV 29.15 

Weitere Arten können von der Naturschutzbehörde am Landratsamt zugelassen werden. 

Pflanzenliste 2 - Obsthochstämme: 

(Mindestqualität Stammumfang 16/18 cm) 

Äpfel    Birnen     Zwetschgen 
Jakob Fischer   Gelbmöstler     Hauszwetschge 
Kaiser Wilhelm   Schweizer Wasserbirne 
Gelber Edelapfel  Oberösterreichische Weinbirne 

Weitere Arten können von der Naturschutzbehörde am Landratsamt zugelassen werden. 

Pflanzenliste 3 - Hochstammbäume 

(Mindestqualität Stammumfang 16/18 cm) 

Acer platanoides     –   Spitzahorn, in Sorten 
Acer pseudoplatanus     –   Bergahorn 
Carpinus betulus     –   Hainbuche, in Sorten 
Craetaegus laevigata und lavallei in Sorten  –   Weißdorn 
Prunus avium      –   Vogelkirsche, in Sorten 
Quercus robur      –   Stieleiche 
Salix caprea      –   Salweide 
Sorbus aucuparia     –   Vogelbeere 
Sorbus aria      –   Mehlbeere 
Tilia cordata      –   Winterlinde, in Sorten 
Juglans regia      –   Walnuß 

Weitere Arten können von der Naturschutzbehörde am Landratsamt zugelassen werden. 

1.8.9 Sonstige grünordnerische Festsetzungen/Allgemeines 

Nicht verwendet werden dürfen alle fremdländischen und züchterisch veränderten Nadelgehöl-
ze mit gelben oder blauen Nadeln und über 2 m Wuchshöhe. Für geschnittene Hecken ist an 
Nadelgehölzen nur die Eibe (Taxus baccata) zugelassen. 

Die festgesetzten Bepflanzungsmaßnahmen sind in der dem Beginn der Gebäudenutzung fol-
genden Pflanzperiode spätestens durchzuführen. Der Aufwuchs ist zu unterstützen (ggf. Gießen, 
Mulchen). 

Die Gehölzpflanzungen und Einzelbäume sind fachgerecht zu pflegen und zu unterhalten. Aus-
gefallene Gehölze und Bäume sind in der nächsten Pflanzperiode nachzupflanzen. 

Bei der Pflanzung von Gehölzen, die mehr als 2 m Höhe erreichen, ist zu angrenzenden land-
wirtschaftlichen Nutzflächen ein Abstand von mindestens 4 m einzuhalten. 
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2. Teil C: Textliche Hinweise 

Straßenplanung 

Zur Ermittlung der Höhenlage zwischen den festgesetzten Höhenpunkten der Verkehrsflächen 
wird auf den Lageplan und den Höhenplan der Erschließungsplanung des Baugebietes „Zum 
Sperlasberg 2“ (Anlage zum Bebauungsplan) verwiesen. Die im Plan festgesetzten Straßenhö-
hen entsprechen der geplanten Straßengradiente in der Mitte der geplanten Fahrbahn. Durch 
die technische erforderliche Querneigung der Straße weicht die Höhe der Verkehrsflächen an 
den Grundstücksgrenzen von dieser Höhe entsprechend ab. Vor Planungsbeginn wird den Bau-
herrn empfohlen, die exakte Anschlusshöhe der Baugrundstücke an die hergestellte Verkehrs-
fläche vor Ort zu prüfen. 

Bauanträge / Höhenentwicklung 

In den Bauanträgen ist der Höhennachweis zu führen, das natürliche und das fertige Gelände 
stets genau darzustellen. 

Hinzuziehung Statiker / Bodengutachter 

Im Hinblick auf die erhöhten Anforderungen bei Bebauungen im Hangbereich wird für die 
Gründung von baulichen Anlagen die Hinzuziehung eines Statikers empfohlen. 

In diesem Zusammenhang wird auch zur Klärung der Baugrund-, Grundwasser- und Sickerwas-
serverhältnisse die Einschaltung eines Bodengutachters empfohlen. 

Abwasser/Niederschlagswasser 

Hang-/Schichtwasser: Aufgrund des abfallenden Geländes sollte mögliches Hangwasser bei 
der Gestaltung der Gebäude und des Geländes sowie dessen notwendige Ableitung beachtet 
werden.  

Es werden zur Erkundung der tatsächlichen örtlichen Verhältnisse Untersuchungen empfohlen, 
um ggf. entsprechende Vorkehrungen gegen Vernässungen treffen zu können. Die DIN 18195 
– Bauwerksabdichtungen ist entsprechend zu berücksichtigen. 

Starkniederschläge: Es wird empfohlen, allgemein zum Schutz gegen örtliche Starkniederschlä-
ge bei Gebäudeöffnungen (wie Kellerschächte, Eingänge) die Unterkante der Öffnung mit 
einem Sicherheitsabstand über die hergestellte Geländehöhe zu legen. Dies betrifft insbeson-
dere die im Plan festgelegten Teilflächen Nr. 50 bis 53 und 61, die an ein ansteigendes Ge-
lände direkt anschließen. 

Niederschlagswasser:  

Der Bauherr/Grundstückseigentümer ist für die schadlose Beseitigung des Regen-
/Oberflächenwassers (= Niederschlagswasser) verantwortlich (Art. 41 Abs. 1 Bayer. Bauord-
nung, § 55 Abs. 1 Satz 1 und § 37 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz). Dieses darf nicht zum Nach-
teil Dritter ab/umgeleitet werden. Die Sickerfähigkeit des Untergrundes ist im Vorfeld zu prü-
fen und nachzuweisen. Auf die Unzulässigkeit der Ableitung von Niederschlagswasser auf 
fremden oder öffentlichen Grund wird ausdrücklich hingewiesen. Das Niederschlagswasser 
sollte- soweit möglich - auf dem eigenen Grundstück versickert werden. 

Für jede Bauparzelle sind auf dem Grundstück 2 Schachtbauwerke vorgesehen: Ein Revisions-
schacht für Schmutzwasser (mit Anschluss an den öffentlichen Kanal) und einen Kombischacht für 
Niederschlagswasser-Rückhaltung. Der Kombischacht besitzt ein Fassungsvermögen nutzbar als 
Zisterne sowie ein aus den Festsetzungen Ziff. 1.8.1 berechnetes Ablaufvolumen mit einer ge-
pufferter Ableitung in den Niederschlagswasserkanal. Dem Bauwerber bleibt es unbenommen 
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die anfallende Niederschlagswassermenge nach der Rückhaltung auf dem eigenen Grundstück 
einer geeigneten Versickerungsanlage zuzuführen.  

Die Versickerung ist über geeignete Sickerschächte (Typ A, wegen Karstgebiet) oder Boden-
mulden aufgrund der Bodenkennwerte möglich.  

Ferner wird in diesem Zusammenhang auf die „Niederschlagswasserfreistellungsverord-
nung"(NWFreiV) vom 01.01.2000, mit Änderung vom 01.10.2008, und auf die aktualisierten 
„Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das 
Grundwasser"(TRENGW) vom 17.12.2008 hingewiesen. Für nicht erlaubnisfreie Einleitungen 
sind Anträge beim Landratsamt zu stellen. 

Grundwasser: Sollte bei evtl. Baugrunduntersuchungen sich heraussteilen, dass mit hoch anste-
hendem Grundwasser oder mit Schichtenwasser zu rechnen ist, sollte auf die Anzeigepflicht 
gemäß § 49 Wasserhaushaltsgesetz i. V. m. Art. 30 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) bei 
der Freilegung von Grundwasser bzw. die Erlaubnispflicht von Bauwasserhaltungen gemäß Art. 
70 Abs. 1 Nr. 3 BayWG hingewiesen werden. 

Es ist von den einzelnen Bauwerbern eigenverantwortlich zu prüfen, ob Vorkehrungen gegen 
Grundwassereintritt in Kellerräume etc. zu treffen sind. In Gebieten mit anstehendem Grund-
wasser oder bei Anschneiden von Schichtwasser sind Keller grundsätzlich wasserdicht auszubil-
den. Auf DIN 18195 -Bauwerksabdichtungen - wird daher hingewiesen. 

Geothermie: Nachdem der Einsatz regenerativer Energien immer beliebter wird, sollte abge-
klärt werden, ob in dem Baugebiet Erdwärmesonden oder Grundwasserwärmepumpen zuläs-
sig sind. Auf die Genehmigungspflicht geothermischer Anlagen wird hingewiesen. 

Schmutzwasser wird über ein gemeindliches Abwassersystem entsorgt. Bei Entwässerung ist die 
Rückstauebene des Kanals zu berücksichtigen und eine Entwässerung gem. Vorgaben der ge-
meindlichen Entwässerungssatzung auszuführen. Es wird empfohlen, Ebenen unter der Rückstau-
ebene durch Hebeanlagen zu entwässern und das Schmutzwasser über die Rückstauebene zu 
heben. 

Wärmepumpen 

Die erforderlichen Abstände von Luft-Wärmepumpen zum Immissionsort sowie die notwendigen 
Lärmschutzmaßnahmen sind grundsätzlich abhängig von der Festlegung der Immissionsrichtwer-
te. Die folgende Tabelle zeigt die Abstände für verschieden laute Wärmepumpen, die einzu-
halten sind, um die um mind. 6 dB(A) reduzierten Nacht-Immissionsrichtwerte nach TA Lärm zu 
unterschreiten (Berücksichtigung der Summenwirkung mit anderen Anlagen). Für die orientie-
rende Berechnung wurde von einer Außenaufstellung an einer Außenwand und einem Lästig-
keitszuschlag für eine niederfrequente Tonhaltigkeit von 6 dB(A) ausgegangen. Nicht berück-
sichtigt sind eine Hindernisdämpfung, z.B. durch Schallschirme oder Mehrfachreflexionen. Bei 
ungünstigen Fällen könnte sich durch Reflexionen der erforderliche Abstand verdoppeln. Ein 
Vergleich mit den Schallleistungspegeln gängiger Anlagen zeigt deutlich, dass die meisten 
Wärmepumpen für herkömmliche Bebauungssituationen nicht geeignet sind, so dass Einhausun-
gen und Abschirmungen notwendig werden.  

Die Abstände können sich im Einzelfall reduzieren, wenn die Anlage den Lärm nicht, wie in der 
Tabelle angenommen, gleichmäßig in alle Richtungen abstrahlt und günstig aufgestellt wird. 
Auch die Richtcharakteristik kann ausgenützt werden. 

Für die Geräuschimmissionen der eingesetzten Wärmepumpen und Klimageräte gelten die 
Immissionsrichtwerte der TA Lärm (Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-
Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm) vom 
26.08.1998), konkret 55 dB(A) tagsüber (06.00 Uhr - 22.00 Uhr) und 40 dB(A) nachts (22.00 
Uhr - 06.00 Uhr). 
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Bei der Beschaffung und Installation solcher Anlagen ist hinsichtlich ihrer schalltechnischen Aus-
legung der niedrigere Nachtimmissionsrichtwert zu Grunde zu legen. 

Tabelle: Erforderliche Abstände in Abhängigkeit der Baugebietsnutzung (Prognose), Ansätze für die Ausbreitungs-
rechnung nach DIN ISO 9613-2 E: Punktquelle vor Wand, überwiegend poröser Boden, freie Schallausbreitung, 
Höhe EO: 1,5 m, Höhe IO: 2 m, Cmet = 0; berechnet mit einem EDV-Programm, in ungünstigen Fällen (Reflexio-
nen) kann sich der Abstand verdoppeln; WA= allgemeines Wohngebiet, IRW= Immissionsrichtwert 

 

Brandschutz 

Der Einsatz von Rauchmeldern in Wohngebäuden kann frühzeitig Brandentstehung melden und 
in erheblicher Weise kostengünstig dazu beitragen, Gebäudebestand zu schützen und Leben 
zu retten. Es sind die gesetzlichen Bestimmungen einzuhalten. 

Ausreichende Löschwasserversorgung: Der Grundschutz an Löschwasser durch das Hydranten-
netz liegt nach dem Merkblatt Nr. 1.9-6 vom 25.04.1994 das Bayer. Landesamt für Wasser-
wirtschaft und nach den technischen Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches 
e.V. (DVGW) - Arbeitsblätter W 331 und W 405 bei 800 l/min (48 m³/h). Hydranten sollten 
in einem Abstand von 80 m bis 100 m errichtet werden. Der Hydrantenplan ist mit dem örtli-
chen Kommandanten der Feuerwehr abzustimmen. 

Altlasten, Grundwasserverunreinigungen 

Derzeit sind weder Schadensfälle mit wassergefährdenden Stoffen noch Altlasten oder Altlas-
tenverdachtsflächen bekannt. Sollten im Zuge von Baumaßnahmen dennoch Auffälligkeiten 
bezüglich Verunreinigungen auftreten, sind umgehend das zuständige Landratsamt und das 
Wasserwirtschaftsamt zu informieren, um ggf. das weitere Vorgehen abzustimmen. 

Angrenzende landwirtschaftliche Flächen 

Den Landwirten wird das Recht auf ordnungsgemäße und ortsübliche Bewirtschaftung ihrer 
angrenzenden Flächen zugesichert. Bei der Bepflanzung sind die gesetzlichen Grenzabstände 
einzuhalten. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass landwirtschaftliche Nutzflächen nicht beeinträch-
tigt werden. Der schadlose Abfluss von Grund- und Oberflächenwasser muss auch während und 
nach der Bauzeit erhalten bleiben. Bei den Erdarbeiten ist auf eine Schonung des Oberbodens 
durch separaten Abtrag und Wiederauffüllung landwirtschaftlicher Nutzflächen zu achten. Die 
Auffüllung soll bodenschonend erfolgen. 

Umwelteinflüsse / landwirtschaftliche Nutzung 

Die angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen werden ortsüblich bewirtschaftet. Mit durch 
die Bewirtschaftung entstehenden Beeinträchtigungen ist zu rechnen. 

Die Anlieger im Baugebiet müssen mit folgenden zeitweiligen Einschränkungen rechnen: 
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▪ Geruchsimmissionen beim Ausbringen von Stallmist und Gülle sowie beim Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln 

▪ Staubimmissionen bei Mähdrusch, beim Ausbringen bestimmter Handelsdünger sowie 
bei der Bodenbearbeitung bei trockener Witterung 

▪ Lärmimmissionen beim Einsatz landwirtschaftlicher Maschinen auf den Nutzflächen und 
durch den Fuhrwerksverkehr. 

Bodendenkmalpflegerische Belange: 

Ca. 380 m südlich zum Planungsgebiet gelegen befindet sich folgendes Bodendenkmal: 

• D-3-6736-0012 - Hallstattzeitliche Siedlung. 

Diese Siedlung wurde durch Grabungen 2007 (Baugebiet „Hohes Kreuz“) und 2010/2013 im 
Gewerbegebiets archäologisch untersucht. 

Wegen der Nähe zu diesen bekannten Bodendenkmal und der siedlungsgünstigen Topogra-
phie des Planungsgebietes - sanft abfallender Hang im Talgrund, in ähnlicher Lage wie die 
benachbart festgestellte eisenzeitliche Siedlung - sind im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes weitere Bodendenkmäler zu vermuten. 

Im Bereich von Bodendenkmälern sowie in Bereichen, wo Bodendenkmäler zu vermuten sind, 
bedürfen gemäß Art. 7.1 DSchG Bodeneingriffe aller Art einer denkmalrechtlichen Erlaubnis.  

Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmal-
rechtliche Erlaubnis gem. Art. 7.1 DSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisver-
fahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 

Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege wird in diesem Verfahren gegebenenfalls die 
fachlichen Anforderungen formulieren. 

Im Falle der Denkmal Vermutung werden im Rahmen des Erlaubnisverfahrens auch Möglichkei-
ten zur Unterstützung des Antragstellers bei der Denkmalfeststellung geprüft.  

Telekommunikation 

Zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist die 
Verlegung neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und außerhalb des Plangebiets einer 
Prüfung vorbehalten. 

Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinierung mit, welche eigenen oder Ihnen bekannten 
Maßnahmen Dritter im Bereich des Plangebietes stattfinden werden. 

Bei positivem Ergebnis der Prüfung machen wir darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen 
Gründen eine unterirdische Versorgung des Neubaugebietes durch die Telekom Deutschland 
GmbH nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung möglich ist, Wir bean-
tragen daher, sicherzustellen, dass  

▪ für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschließungsgebiet die ungehinderte, 
unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der künftig gewidmeten Verkehrswege möglich 
ist, 

▪ auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zu Gunsten der Telekom Deutsch-
land GmbH als zu belastende Fläche festgesetzt und entsprechend § 9 Abs. 1 Ziffer 21 
BauGB eingeräumt wird, 

▪ eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und der Dimensionierung 
der Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen 
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für Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschließungsträger erfolgt, wie ausdrücklich 
im Telekommunikationsgesetz § 68 Abs. 3 beschrieben, 

▪ die geplanten Verkehrswege nach der Errichtung der Telekommunikationsinfrastruktur in 
Lage und Verlauf nicht mehr verändert werden. 

▪ dem Erschließungsträger auferlegt wird, dass dieser für das Vorhaben einen Bauab-
laufzeitenplan aufstellt und bei Bedarf verpflichtet ist, in Abstimmung mit uns im erfor-
derlichen Umfang Flächen für die Aufstellung von oberirdischen Schaltgehäusen auf 
privaten Grundstücken zur Verfügung zu stellen und diese durch Eintrag einer be-
schränkten persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH im 
Grundbuch kostenlos zu sichern. 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass eine Erweiterung unserer Telekommunikationsinfra-
struktur außerhalb des Plangebietes aus wirtschaftlichen Erwägungen heraus auch in oberirdi-
scher Bauweise erfolgen kann. 

Zur Abstimmung der Bauweise und für die rechtzeitige Bereitstellung der Telekommunikations-
dienstleistungen sowie zur Koordinierung mit Straßenbau- bzw. Erschließungsmaßnahmen der 
anderen Versorger, ist es dringend erforderlich, dass Sie sich rechtzeitig, mindestens jedoch 3 
Monate vor Baubeginn, mit dem zuständigen Ressort in Verbindung setzen. 

Zugänglichkeit von Normblätter 

DIN-Normblätter, auf die in dieser Satzung verwiesen werden, sind beim Beuth Verlag GmbH, 
Berlin und Köln, zu beziehen und beim Deutschen Patentamt in München archivmäßig niederge-
legt. Bei Bedarf können die Normen auch bei der Stadt Velburg eingesehen werden. 

Verwendete Grundlagen, Plangenauigkeit  

Die Planzeichnung wurde auf der Grundlage der digitalen Flurkarte der Stadt Velburg zur 
Verfügung gestellt durch die Bayerische Vermessungsverwaltung (Katastervermessungen ge-
mäß Gesetzes über die Landesvermessung) und das Liegenschaftskataster (Vermessungs- und 
Katastergesetz – VermKatG,) mit Stand 2019 erstellt. Somit ist von einer hohen Genauigkeit 
auszugehen, wobei sich dennoch im Rahmen einer späteren Ausführungsplanung oder Einmes-
sung Abweichungen ergeben können. Dafür kann seitens der Stadt und des Planverfassers, 
keine Gewähr übernommen werden. 

Die tatsächliche Grundstücksgrenze entlang der öffentlichen Verkehrsflächen kann ggf. erst 
nach Herstellung der öffentlichen Erschließungsstraßen exakt festgelegt werden. 
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1. PLANUNGSRECHTLICHE AUSGANGSSITUATION 

1.1 Lage und Dimension  

Das Plangebiet liegt am östlichen Ortsrand von Velburg. Der Geltungsbereich umfasst das 
Flurstücke 1007 der Gemarkung Velburg, Stadt Velburg mit insgesamt ca. 33.686 m² Fläche.  

Im Süden grenzt bereits der erste Bauabschnitt „Zum Sperlasberg“ an, dieser ist bereits 
erschlossen. Durch die Kreisstraße NM 43 getrennt, grenzt westlich ein weiteres Wohngebiet 
mit wohnbaulicher Nutzung an. Östlich wird das Plangebiet durch einen Geländesprung mit 
dichtbewachsender Hecke und Forstfläche begrenzt. Nördlich und südlich gelegene Flächen 
werden landwirtschaftlich intensiv genutzt.  

Nördlich des Geltungsbereiches entlang eines Flurweges befindet sich saisonal ein kleiner 
Skihang mit Schlepplift und Flutlicht.  

Gewerbliche Bauflächen liegen mit ausreichendem Abstand südlich, diese haben durch das 
Überspringen der Umgehungsstraße den neuen Ortsrand bereits vorgeprägt. Durch das neue 
Wohngebiet östlich der Kreisstraße wird der Ortsrand von Velburg neu definiert. Der 
Übergang zur freien Landschaft soll durch eine Ortsrandeingrünung strukturiert werden. 

Die noch bestehende Kreisstraße soll aufgrund neuer Siedlungstätigkeiten und Ortsrandes 
von Velburg zu einer Gemeindverbindungsstraße herabgestuft werden. Das Ortsschild wird 
entsprechend Richtung Norden versetzt, so dass für die Wohngebiete „Zum Sperlasberg“ und 
„Zum Sperlasberg 2“ eine maximale Geschwindigkeit dann von 50km/h gelten sollen. Ein 
entsprechender Antrag der Stadt wurde bereits eingereicht. 

 
Übersichtslageplan TK 50 mit Lage der Planfläche, o.M. (Quelle: BayernAtlasPlus) 

Die bisher unbebauten Flächen des Geltungsbereiches werden bislang als landwirtschaftliche 
Fläche (intensives Grünland) genutzt. 

Der Geltungsbereich ist von Osten nach Süd-Westen geneigt. Der höchste Punkt im 
Planungsgebiet liegt bei 538,0 mNN und fällt auf 515 mNN in Richtung der Kreisstraße ab. 
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Die Planungsfläche umfasst insgesamt ca. 3,36 ha und gliedert sich wie folgt: 

Nutzung Fläche in m² 

Wohngebiet (Allgemeines und Reines, Bauparzellen) 21.798 

Grünflächen - Spielplatz 605 

Grünflächen mit Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft 

3.097 

Grünfläche Graben 390 

Erhalt Hecke 1.827 

Straßenfläche neu 4.785 

Straßenfläche Bestand 628 

Fuß-/Radweg neu 556 

Gesamt 33.686 

 

1.2 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Die Stadt hat seit Wirksamwerden des Bebauungsplanes „Zum Sperlasberg“ im Jahr 2017 
bereits alle Bauparzellen mit Bauzwang veräußert. Aufgrund des weiterhin bestehenden 
Bedarfs an Wohnbauflächen soll nun der zweite Bauabschnitt „Zum Sperlasberg 2“ realisiert 
werden. 

Die Planungsfläche ist im wirksamen Flächennutzungsplan durch die 40. Deckblattänderung 
bereits als Wohnbaufläche gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO ausgewiesen. Die Fläche umfasst 
ca. 6,2 ha, davon ca. 5,8 ha Wohnbaufläche und 0,4 ha Grünfläche. Das Deckblattverfahren 
wurde als Parallelverfahren zur Bebauungsplanaufstellung des Wohngebietes „Zum 
Sperlasberg“ durchgeführt und abgeschlossen.  

Seit der Aufstellung des Flächennutzungsplanes im Jahr 1990 für die Stadt Velburg wurde 
der Flächennutzungsplan mehrfach geändert. Der derzeitig noch wirksame 
Flächennutzungsplan der Stadt Velburg (aus den Flächennutzungsplänen der ehemaligen 
selbständigen Gemeinden Günching, Oberwiesenacker und Velburg bestehend) wurde durch 
die Stadt Velburg, zur Sicherstellung einer geordneten, städtebaulichen Entwicklung, die 
Gesamtneuaufstellung eines Flächennutzungsplanes mit Landschaftsplan für das Stadtgebiet 
beschlossen. Der für das gesamte Stadtgebiet überarbeitete und neuaufgestellte 
Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan liegt derzeit beim Landratsamt zur Genehmigung 
vor. Auch die Gesamtneuaufstellung beinhaltet am Sperlasberg eine Wohnbaufläche. 

Eine geordnete, städtebauliche Entwicklung ist damit gewährleistet. 
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Ausschnitt 40. Deckblattänderung Flächen-                                Ausschnitt Gesamtneuaufstellung FNP mit 
nutzungsplan, Stand 19.10.2017, o.M. (genehemigt)                   Landschaftsplan, Stand 14.11.2019, o.M.  
                                                                                                      (genehmigt am 11.02.2020)  

1.3 Verfahrenswahl 

Die vorliegende Bauleitplanung wird im Regelverfahren aufgestellt.  

Der Stadtrat hat in der Sitzung am 10.11.2016 aufgrund des dringenden 
Wohnbauflächenbedarfs die Aufstellung des Bebauungsplanes „Zum Sperlasberg“ mit 
paralleler 40. Deckblattänderung des FNP beschlossen. Im Februar 2017 wurde die 
frühzeitige Beteiligung nach § 3(1) und § 4(1) BauGB für das gesamte Areal des Speralsberg 
(Zum Sperlasberg und Zum Sperlasberg 2) bereits durchgeführt. 

 
Städtebauliches Konzept vom 20.01.2017 für die frühzeitige Beteiligung 



Bebauungsplan mit integr. Grünordnungsplan Wohngebiet „Zum Sperlasberg 2“ 
Begründung mit Umweltbericht in der Fassung vom 13.02.2020 

  Seite 9 von 48 

 

2. ZIEL UND ZWECK DER PLANUNG 

2.1 Planungserfordernis, Vorrang der Innentwicklung 

Besonders am Hauptort Velburg und im direkten Umfeld besteht ein erheblicher Bedarf an 
Wohnbauflächen. Die Stadt bemüht sich einen sparsamen und schonenden Umgang mit Grund 
und Boden zu gewährleisten. 

Entsprechend den baugesetzlichen Vorgaben sollen zur Verringerung der zusätzlichen 
Inanspruchnahme von Flächen die Möglichkeiten der Entwicklung, insbesondere durch 
Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und anderen Maßnahmen der 
Innenentwicklung genutzt werden.  

Innerhalb von Velburg sind zwar vereinzelte Baulücken sowie Innenentwicklungspotentiale für 
eine Nachverdichtung vorhanden, diese befinden sich jedoch in Privateigentum, deren 
Eigentümer nicht abgabebereit sind oder demnächst selbst mit einer Bebauung beginnen. 
Damit stehen den ortsansässigen Bauinteressenten am Hauptort Velburg derzeit keine 
weiteren freien Bauflächen zur Verfügung, da der südliche angrenzende erste Abschnitt des 
Baugebietes „Zum Sperlasberg“ bereits mit Bauzwang vollständig veräußert ist. 

Die Stadt Velburg befindet sich im direkten Stadt- bzw. Umland des Wirtschaftszentrum 
Neumarkt. Diese ist über die Autobahn A 3 (Nürnberg – Regensburg) gut angeschlossen.  

Die Nachfrage nach Wohnbauflächen im Landkreis Neumarkt konzentriert sich vorrangig auf 
Flächen mit optimaler Anbindung an das regionale und überregionale Verkehrswegenetz. 
Dies ist durch die verkehrstechnisch äußerst günstige Lage an der Bundesautobahn A3 
gegeben. 

Ziel der Bauleitplanung ist eine städtebaulich geordnete Entwicklung eines Wohngebietes im 
Anschluss an vorhandene Siedlungsflächen zur Bereitstellung von Bauflächen für den konkret 
bestehenden örtlichen Bedarf zu ermöglichen. Die nachfolgende Bedarfsbegründung 
verdeutlicht den Wohnbauflächenbedarf im Stadtgebiet Velburg. 

2.2 Bedarfsbegründung 

2.2.1 Bedarfsanalyse Wohnbauentwicklung 

Bedarfsanalyse Wohnbauentwicklung 

Die Stadt Velburg, als Wohnschwerpunkt im Stadtgebiet, hat zur Funktionssicherung eine 
angemessene Wohnbauentwicklung in den nächsten 15-20 Jahren in der 

Gesamtneuaufstellung des Flächennutzungsplanes mit Landschaftsplan1 vorbereitet und 
realisiert. Eine Untersuchung bzw. Überprüfung von Standorten für Wohnen in allen 
Lebenslagen und des Flächenangebots für Wohnen- und Gewerbebebauung wurde bei der 
vorbereitenden Bauleitplanung durchgeführt. 

Bei der Bedarfsermittlung für Wohnbauflächen wurden folgende Faktoren zu berücksichtigt: 

▪ die natürliche Bevölkerungsentwicklung, 

▪ die Haushaltsstrukturveränderung (Abnahme der durchschnittlichen Haushaltsgröße, 

steigende Raumansprüche der Wohnbevölkerung durch steigende individuelle 

Raumansprüche sowie die abnehmenden Haushaltsgrößen bei häufig 

gleichbleibenden Wohnungsgrößen),  

 

1 Stand 14.11.2019 
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▪ der Ersatz für Abriss und Umnutzung von Wohnungen (Sanierungsbedarf), 

▪ gegebenenfalls ein nicht ausgeglichener Wohnungsmarkt (fehlendes Angebot trotz 

bestehendem Bedarf, z.B. durch Hindernisse in der Baulandbereitstellung und 

Flächenverfügbarkeit) 

▪ die Zu- und Abwanderung in besonderen Fällen und 

▪ die bestehenden und aktivierbaren Baulückenpotenziale für eine Innenentwicklung. 

Nachfolgend wird auf die Berechnung der Bedarfsbegründung im Rahmen der 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes mit Landschaftsplan zurückgegriffen: 

2.2.2 Bisherige Bevölkerungsentwicklung 

Die amtlichen statistischen Daten zeigen, dass seit dem Jahr 2005 eine Stagnation der 
Bevölkerungsentwicklung stattfand. 

Bei der Bevölkerungsentwicklung der Stadt Velburg ist zu beachten, dass durch die Nähe des 
amerikanischen Truppenübungsplatzes kurzfristige Schwankungen durch An- und 
Abmeldungen von amerikanischen Soldaten auftreten können. 

Zum 31.12.2018 lag die Einwohnerzahl bei 5.312 (Statistik kommunal 2019 Velburg). Seit 
dem Jahr 2013 ist ein leichter Anstieg der Bevölkerung um 118 Einwohner zu verzeichnen. 
Dies entspricht einem Wachstum von ca. 0,74 % pro Jahr. 

 

Bevölkerungsentwicklung Stadt Velburg (Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung 
München, Statistik kommunal 2019) 

Die Bevölkerungsentwicklung innerhalb eines Gemeindegebiets ist im Wesentlichen vom 
Angebot von Bauland abhängig. Die in den vergangenen Jahren allgemein stark 
zugenommene Bautätigkeit lässt sich auf der Betrachtungsebene Gemeindegebiet nur im 
Zusammenhang mit dem ausreichenden oder defizitären Angebot von Bauland auf dem freien 
Markt beurteilen. 

Für eine seriöse Prognose wäre die nächsthöhere Betrachtungsebene (Landkreis) zumindest 
mit einzubeziehen. Nach den Planungshilfen für die Bauleitplanung sollten Gemeinden bei 
ihrer Bedarfsprognose zusätzlich zu den gemeindespezifischen Daten auch die Daten des 
Landkreises und der Region einbeziehen, um die gegebenen Verflechtungen der Kommunen 
untereinander berücksichtigen zu können.2 

 
2 Oberste Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des Inneren, für Bau und Verkehr, Planungshilfen für 
die Bauleitplanung 16/17, S. 98 
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Bevölkerungsentwicklung Landkreis Neumarkt (Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und 
Datenverarbeitung München, Statistik kommunal 2019 Landkreis Neumarkt i.d.Opf.) 

Auch hier zeigt sich seit dem Jahr 2013 eine Bevölkerungszunahme um 5.735 Einwohner im 
Landkreis. Dies entspricht einem Wachstum von knapp 4 % in 5 Jahren. Dies entspricht einem 
Wachstum von ca. 0,8 % pro Jahr und entspricht somit in etwa dem Wachstum in Velburg in 
den Jahren 2013-2018. 

2.2.3 Zukünftige Bevölkerungsentwicklung 

Derzeit bestehen keine Hinweise darauf, dass sich der in den vergangenen Jahren eingesetzte 
Trend einer leichten Bevölkerungszunahme wesentlich ändern könnte. Laut 
Bevölkerungsvorausberechnung aus dem Jahr 20193 war für Velburg bis zum Jahr 2028 ein 
geringes Bevölkerungswachstum auf insgesamt 5.300 Menschen prognostiziert. Der aktuell 
verfügbare Demographiespiegel aus dem Jahr 20194 prognostiziert einen 
Bevölkerungsrückgang auf ca. 5.200 Einwohner ab 2029, mit einer Stagnation der 
Bevölkerungszahl.  

Die Auswertung des aktuellen Demographiespiegels des statistischen Landesamtes vom Juli 
2019 zeigt, dass selbst die Eingangszahl der Bevölkerung nicht dem aktuellen Stand 
entspricht. Die Prognose für das Jahr 2027 wurde von 5.100 auf 5.300 Einwohner erhöht. 
Tatsächlich liegt die Einwohnerzahl bereits heute bei fast 5.400 Einwohner. 

Die Bewertung der Bevölkerungsvorausberechnungen zeigt, dass kurzfristige Tendenzen 
sowie insbesondere auch das örtliche Angebot von frei verfügbaren Bauflächen wesentliche 
Einflussfaktoren sind. Eine langfristige gesicherte Prognose auf Gemeindeebene nur auf 
Grundlage der statistischen Daten erscheint deshalb als schwierig.  

Die aktuellsten, derzeit verfügbaren Prognosen liegen als regionalisierte 
Bevölkerungsvorausberechnung bis zum Jahr 2037 für den Landkreis Neumarkt seit Juli 2019 
vor.5 

Hierbei wird für den Landkreis auch weiterhin eine Zunahme von 2,5 - 7,5 % bis zum Jahr 
2037 gegenüber dem Jahr 2017 prognostiziert: 

 

 
3 Beiträge zur Statistik Bayern, Demographie-Spiegel für Bayern, Berechnungen für die Stadt Velburg, Stand 
Juli 2019, S. 5 
4 Beiträge zur Statistik Bayern, Demographie-Spiegel für Bayern, Berechnungen für die Stadt Velburg, Stand 
Juli 2019 
5 Beiträge zur Statistik Bayern, Demographie-Spiegel für Bayern, Berechnungen für die Stadt Velburg, Stand 
Juli 2019, S. 15 
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Abbildung aus „Beiträge zur Statistik Bayern, Demographie-Spiegel für Bayern, Berechnungen für die Stadt 
Velburg“, Stand Juli 2019, S. 15 
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Nachdem der Bevölkerungszuwachs in den vergangenen Jahren im gesamten Landkreis in 
etwa dem Zuwachs im Gemeindegebiet der Stadt Velburg entspricht, erscheint eine 
Orientierung an den durchschnittlichen Landkreisdaten als sachgerecht. 

Bei einer Zunahme in der Prognosespanne von 2,5 bis 7,5 % entspräche dies für das 
Gemeindegebiet Velburg einem Bevölkerungswachstum von ca. 135 bis knapp 405 
Einwohnern bis zum Jahr 2037.  

Bei einer linearen Weiterentwicklung der Bevölkerung entsprechend der 
Bevölkerungsentwicklung in den vergangenen Jahren für das Stadtgebiet Velburg ergäbe 
sich für einen 15-jährigen Planungszeitraum ein Wachstum von 0,8 % x 15 Jahre = 12 %. 
Dies würde einem Zuwachs von ca. 648 Einwohnern entsprechen. 

2.2.4 Haushaltsstrukturveränderung 

Ein steigender Wohnraumbedarf pro Einwohner und die zunehmende Zahl von 
Singlehaushalten bedingen eine Änderung der Haushaltsstrukturen, die unmittelbare 
Auswirkungen auf den Bedarf von Wohnbauflächen haben. 

Innerhalb des Planungszeitraums ist mit einer Verringerung der Belegungsdichte (Einwohner 
pro Wohneinheit) zu rechnen sein. Eine Analyse dieser ergab eine Reduzierung von 
2,73 EW/WE im Jahr 1995 über 2,56 EW/WE im Jahr 2000, 2,41 EW/WE im Jahr 2010, 
2,40 EW/WE im Jahr 2011 auf 2,37 EW/WE im Jahr 2012. Insbesondere in den letzten 
3 Jahren hat sich dieser Trend deutlich verschärft, im Durchschnitt erreichte die Veränderung 
einen Wert von 0,022 EW/Jahr. 

Unter Berücksichtigung der Statistik kommunal 2019 ist auch festzustellen, dass die 
prognostizierte Reduzierung der Belegungsdichte durch die aktuellen Daten bestätigt wird. 
So ist die Belegungsdichte von 2,43 Einwohner pro Wohneinheit im Jahr 2016 auf 2,367 
Einwohner pro Wohneinheit im Statistikjahr 2019 zurückgegangen. 

Überträgt man diese Reduzierung auf einen Planungszeitraum von 15 Jahren zur Beurteilung 
der zukünftigen Belegungsdichte, so wird sich diese bis zum Jahr 2027 weiter auf etwa 
2,04 EW/WE reduzieren. 

Entwicklung der Belegungsdichte: 

Jahr Einwohner Wohneinheiten Belegungsdichte Verringerung 

2006 5.258 1.995 2,64 EW/WE  

2013 5.194 2.120 2,45 EW/WE * 

2014 5.220 2.143 2,44 EW/WE * 

2016 5.310 2.187 2,43 EW/WE 0,21/10 Jahre 
von 2006-2016 

2036 Prognose*  2,03 EW/WE 0,02/Jahr 

Tabelle Belegungsdichte (Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung München, Statistik 
kommunal; eigene Berechnungen) 

Bei einer weiteren, linearen Reduzierung der Belegungsdichte wäre im Planungszeitraum eine 
Reduzierung auf knapp über 2 Einwohner pro Wohneinheit zu prognostizieren. 

Zur Absicherung der Prognose erscheint ein Vergleich mit Gemeinden in ähnlichem Naturraum 
und mit ähnlichen strukturellen Voraussetzungen erforderlich. 

Im Naturraum bietet sich hierbei die Marktgemeinde Beratzhausen an. Beratzhausen liegt 
ähnlich wie Velburg nicht im unmittelbaren Wirkbereich eines Oberzentrums, liegt jedoch an 
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der Autobahn Regensburg Nürnberg, verfügt ebenfalls über keinen sehr großen Hauptort 
und ein großes, ländlich geprägtes Gemeindegebiet mit vielen Ortsteilen. 

Entwicklung der Belegungsdichte in Beratzhausen: 

Jahr Einwohner Wohneinheiten Belegungsdichte Verringerung 

1990 5.291 1.767 2,99 EW/WE - 

2000 5.516 2.168 2,54 EW/WE 0,045/Jahr 

31.12.2011 5.425 2.364 2,29 EW/WE 0,023/Jahr 

31.12.2015 5.473 2.460 2,23 EW/WE 0,015/Jahr 

2032 Prognose  2,06 EW/WE 0,01/Jahr 

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung München, Statistik kommunal; eigene Berechnungen 

Die Prognose der Belegungsdichte liegt in etwa im gleichen Ergebnisbereich wie für die Stadt 
Velburg. 

Bei einer angenommenen langjährig weiteren Abnahme in Velburg um 0,4 EW/WE auf ca. 
2,03 EW/WE ergibt sich im Planungszeitraum bis 2036 auf der Basis von ca. 
2.187 Wohneinheiten im Vergleichsjahr 2016 ein Einwohnergleichwert von ca. 875 EW. Bei 
einer durchschnittlichen Siedlungsdichte von zukünftig 34 EW/ha ergeben sich rechnerisch gut 
25 ha Wohnbauflächen. 

Bei einer reduzierten, halbierten Änderung der Belegungsdichte auf 2,23 EW/WE ergäbe 
sich ein Bedarf von ca. 13 ha Wohnbauflächen. 

2.2.5 Sanierungsbedarf und nicht ausgeglichener Wohnungsmarkt 

Eine Erhebung von Gebäudeleerständen sowie von Sanierungsfällen für das gesamte 
Stadtgebiet im Rahmen der Flächennutzungs- und Landschaftsplanung liegt nicht vor. 

Zumindest für den Altstadtkern von Velburg liegen folgende Informationen vor: 

Im Sommer 2016 erfolgte für den Altstadtkern von Velburg eine Leerstandserhebung bzgl. 
offensichtlichen und vermuteten Leerstand von Wohnungen und Gewerbeeinheiten.  

Das Ergebnis zeigt, dass es insgesamt 63 offensichtlich leerstehende Wohnungen und 20 
Gewerbeeinheiten im Altstadtkern in sanierungsbedürftigen Gebäuden gibt.  

Der Leerstand umfasst somit nach der durchschnittlichen Belegungsdichte ein Potenzial von ca. 
150 Einwohnern. Derzeit ist der Zugriff auf den Leerstand im Privateigentum schwierig. Es 
besteht eine sehr geringe Abgabebereitschaft, zudem ist die Sanierung alter Bausubstanz mit 
kaum kalkulierbaren Kosten Risiken verbunden und somit bei weiten Kreisen der 
wohnungssuchenden Bevölkerung nicht beliebt. 

Um das allgemeine politische Ziel, flächensparendes Bauen zu erreichen, werden zukünftig 
verstärkte Anstrengungen zur Wiedernutzbarmachung von Sanierungsfällen und Leerständen 
erforderlich sein. Derzeit sind auf örtlicher Ebene kaum geeignete Instrumente erkennbar. 

Im Planungszeitraum des Flächennutzungsplanes wird somit auch nur von einem geringen Anteil 
der Wiedernutzbarmachung dieser Potenziale auszugehen sein. Bei einer positiven Prognose 
von einem Drittel der leer stehenden Gebäude würde ein Wohnbauflächenpotential von 50 
Einwohnern, somit ca. 1,5 ha Wohnbauflächenpotential aktivierbar sein. 
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2.2.6 Vorrang der Innenentwicklung, Bodenschutzklausel 

Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung [...] gewährleisten. […] 
Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung 
erfolgen“ (§ 1 Abs. 5 BauGB).  

Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur 
Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die 
Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung 
von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie 
Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald 
oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt 
werden. Die Grundsätze nach den Sätzen 1 und 2 sind in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 
zu berücksichtigen. Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald 
genutzter Flächen soll begründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der 
Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, 
Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können“ (§ 
1a Abs. 2 BauGB).  

Bauleitpläne sollen nach den Vorgaben des Baugesetzbuches somit vorrangig auf die 
städtebauliche Entwicklung innerhalb der Ortslagen bzw. auf zentrale Bereiche gerichtet 
werden. 

2.2.7 Bestandserhebung Baulücken zur Innenentwicklung 

Für das Stadtgebiet Velburg existiert weder ein aktuelles Baulückenkataster noch eine 
Aufstellung der bestehenden Baulandpotentiale. Konversionsflächen sind nach aktuellem 
Stand der Bestandserhebung nicht vorhanden. Eine eigenständige Analyse des Planverfassers 
durch Luftbildinterpretation und teils Bestandserhebung der bestehenden Baulücken zur 
Bestandsaufnahme und Analyse im Jahr 2016 ergab: 

 

Ortsteil Baulücken 

Albertshofen 3 

Altenveldorf 4 

Dantersdorf 1 

Deusmauer 9 

Finsterweiling 1 

Günching 9 

Harenzhofen 1 

Hollerstetten 0 

Lengenfeld 9 

Mantlach 0 

Oberweiling 3 

Oberweickenhof 4 

Oberwiesenacker 24 
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Prönsdorf 2 

Rammersberg 3 

Reichertswinn 0 

Ronsolden 3 

St. Colomann 2 

St. Wolfgang 0 

Unterwiesenacker 2 

Velburg 97 

Gesamt 177 

Tabelle Bestandserhebung Baulücken (Quelle: eigene Erhebung, Stand: Verfahrensbeginn 2016) 

Nimmt man eine durchschnittliche Grundstücksgröße von 750 m² je Grundstück an, so nehmen 
die Baulücken zusammen eine Fläche von rund 13 ha ein.  

2.2.8 Aktivierbare Innenentwicklungspotentiale 

Erfahrungsgemäß ist eine Realisierungsquote von 100 % der Baulücken in einem 
Planungszeitraum von 15 Jahren unwahrscheinlich. In Velburg kann nach den bisherigen 
Befragungsergebnissen nur von einer geringen Aktivierungsquote von max. ca. 15- 30 % der 
Baulücken ausgegangen werden. Dies entspräche einer für Bauland aktivierbaren Fläche von 
ca. 2-3 ha. 

2.2.9 Zusammenfassung Wohnbauflächenbedarf 

Nach der Bedarfsermittlung stellt die Stadt Velburg für die Wohnbauflächenentwicklung 
innerhalb des Planungszeitraumes folgenden Bedarf fest: 

 

Parameter minimal  maximal  

Bevölkerungsentwicklung 4 ha 19 ha 

Haushaltsstrukturveränderung 13 ha 25 ha 

Abzüglich Baulückenpotentiale - 3 ha - 2 ha 

Sanierungs-/Leerstandspotential - 1,5 ha - 1,5 ha 

Wohnbauflächenbedarf 12,5 ha 40,5 ha 

Eine bedarfsorientierte Planung ist nach den städtebaulichen Zielen der Stadt Velburg nur mit 
einem zusätzlichen Wohnbauflächenbedarf von ca. 12,5- 40,5 ha, im Mittel ca. 26,5 ha 
Wohnbauflächen nach Abwägung aller für die Planaufstellung betroffenen Belange und 
Planungsgrundsätze zu erreichen. 

Nach § 5 Abs. 1 BauGB hat die Gemeinde die Flächennutzungsplanung nach den 
voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darzustellen. 

Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung mit einer Vielzahl von zu 
berücksichtigenden Belangen in Einklang bringen. Insbesondere soll nach § 1a Abs. 2 BauGB 
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mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden. Insofern war im Verfahren 
zu prüfen, ob eine Orientierung der Wohnbauflächenentwicklung am unteren Prognosewert 
ausreichend ist.  

2.2.10 Bedarfsorientierte Entwicklung 

Der Anteil des Hauptortes Velburg an der Gesamtbevölkerung der Stadt beträgt ca. 40%. 
Um das städtebauliche Ziel zu erreichen, die bestehenden Versorgungseinrichtungen und 
Infrastruktur am Hauptort langfristig zu sichern ist es wichtig, den Schwerpunkt der zukünftigen 
Wohnbauentwicklung ausreichend auf den Hauptort zu fokussieren.  

Aus städtebaulichen Gründen kann somit aus der prognostizierten 
Wohnbauflächenentwicklung für das gesamte Stadtgebiet mindestens 50 % des Anteils für 
den Hauptort angesetzt werden.  

Für den Hauptort besteht somit ein ermittelter Bedarf von 13,25 ha im 15-jährigen 
Planungszeitraum eines Flächennutzungsplanes.  

Auf Ebene des Bebauungsplanes wäre für die kommenden 5 Jahre eine Fläche von ca. 4,5 
ha6 bedarfsorientiert. Die Realisierung des Wohngebiets „Am Sperlasberg“ hatte einen 
Umfang von ca. 3,34 ha. Der nun zweite folgende Abschnitt „Am Sperlasberg 2“ hat im 
vorliegenden Bebauungsplan einen Umfang von 3,36 ha. Somit verbleiben für die nächsten 
10 Jahre eine weitere Entwicklungsmöglichkeit am Hauptort Velburg im Mittel von  

13,25 ha – 6,7 ha= 6,55 ha. 

Der vorliegende Bebauungsplans dient der bedarfsgerechten Deckung des örtlichen 
Wohnraumbedarfs.  

2.3 Planungsalternativen 

Neue Wohnbauflächen sollen möglichst an bestehende Wohngebiete angegliedert werden, 
damit vorhandene Infrastruktureinrichtungen besser ausgenutzt und neue 
Erschließungsaufwendungen verringert werden. Die erforderlichen Erschließungs-, 
Versorgungs- und Folgeeinrichtungen für die Siedlungstätigkeit sollen an geeigneten 
Standorten bereitstehen oder rechtzeitig bereitgestellt werden, um eine Über- bzw. 
Unterschreitung bestimmter Auslastungsschwellen bei mangelnder Abstimmung mit der 
langfristig zu erwartenden Bevölkerungsentwicklung zu vermeiden. 

Für den Bebauungsplan „Am Sperlasberg 2“, am östlichen Ortsrand von Velburg, liegt eine 
geeignete Anbindung an die bereits bestehenden Strukturen des Bebauungsplanes „Zum 
Sperlasberg“ vor. 

Planungsalternativen bestehen für den vorliegenden Standort des Geltungsbereiches nicht. 
Die vorliegende Bauleitplanung dient der Entwicklung und Realisierung des zweiten 
Bauabschnittes des Baugebietes „Am Sperlasberg“ in Richtung Norden. Bereits im ersten 
Abschnitt wurde die Erschließungsplanung für das städtebauliche Gesamtkonzept erarbeitet. 
Die Grünflächen bei Aufstellung des Bebauungsplanes an die Straßenplanung entsprechend 
angepasst, mögliche Bauparzellen nur geringfügig verändert und der Spielplatz in die Mitte 
des Baugebietes verlegt.  

In den Ortsteilen Mantlach b.Velburg und Günching wurden bereits in den letzten Monaten 
weitere Bebauungspläne für Wohngebiete aufgestellt und umgesetzt.  

 

6 13,25 ha : 15a = 0,9 ha/a; 0,9 ha x 5 a = 4,5 ha/a 
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2.4 Konzeption, bauliche Anlagen 

Das Baugebiet dient der Wohnnutzung. Um dieses Ziel zu erreichen, erfolgte eine Regelung 
der zulässigen Nutzungen nach § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO. 

Das Baugebiet ist weitgehend als reines Wohngebiet festgelegt. Die Ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen werden zur Zielerreichung des dringenden Wohnbaubedarfes nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes. Aus städtebaulichen Gründen sind lediglich in einem 
schmalen Streifen entlang der Kreisstraße die für die Funktionsfähigkeit eines Wohngebiets 
ergänzenden Nutzungen durch weitgehend öffentliche Einrichtungen zulässig. Somit kann das 
Ziel erreicht werden, für den dringenden Wohnraumbedarf ausreichend Wohnraum zur 
Verfügung zu stellen. 

Zur flächensparenden Entwicklung wurden entlang der Kreisstraße im topographisch 
tieferliegenden Bereich bis zu 3 Vollgeschosse zugelassen, um in diesem Bereich durch die 
Bereitstellung größerer Grundstücke auch verdichtetes Bauen, die Entwicklung 
kostengünstigen Wohnraums und das Entstehen von Mietwohnungen zu ermöglichen. 

Für den Bereich des reinen Wohngebiets sieht das städtebauliche Konzept entsprechend der 
Prägung des städtebaulichen Umfelds Einzelhäuser vor. In zwei größeren Teilflächen sind auch 
Doppelhäuser zulässig. Die dargestellten Teilflächen von 33 bis 64 entsprechend den 
derzeitigen Nachfragen an Grundstücksgrößen. 

Das Maß der baulichen Nutzung orientiert sich an die städtebauliche Situation des 
angrenzenden bzw. umliegenden Siedlungsbereiches. Es sind im WA und WR eine 
Grundflächenzahl von 0,4. 

Zum Flächensparen bauen orientiert sich die zulässige Grundfläche an der Obergrenze. Für 
die städtebaulich sinnvolle, moderate Verdichtung entlang der Kreisstraße sind 
Überschreitungsregelungen zur zulässigen Grundfläche aus städtebaulichen Gründen sach-
gerecht und festgelegt. Zur Vermeidung unangepasst langer Gebäudekörper erfolgt die 
Begrenzung der zulässigen Länge der Baukörper auf 18 m. 

Die Festlegung der überbaubaren Flächen soll aufgrund der Hanglage eine vernünftige 
Nutzbarkeit der Wohngrundstücke gewährleisten sowie Nachbarbelange berücksichtigen. 
Aus diesem Grund war es erforderlich, für die nicht überbaubaren Grundstücksflächen die 
zulässigen Nebengebäude zu beschränken sowie bei 19 Grundstücken den zulässigen Bereich 
für die Errichtung von Garagen/Carportstellplätzen festzulegen.  

Zur ausreichenden Berücksichtigung der Belange des Orts- und Landschaftsbildes erfolgt eine 
konkrete Festsetzung der zulässigen Höhe der baulichen Anlagen und Höhenbezugspunkte zur 
nächstliegende, für die Topographie entscheidende Oberkante der hergestellten 
Erschließungsstraße. Desweiteren ist die Festlegung einer maximal zulässigen Höhe bezogen 
auf NN-Höhen erforderlich, um die Einbindung in das angrenzende Landschaftsbild 
ausreichend sicherzustellen und zu vermeiden, dass am Siedlungsrand zu hohe Gebäude das 
Landschaftsbild unangemessen beeinträchtigen. 

Aus ortsgestalterischen Gründen ist aufgrund der städtebaulichen Randlage sowie der 
Hanglage innerhalb des gesamten Baugebiets die Regelung der zulässigen Wandhöhe sowie 
der zulässigen Gebäudehöhe erforderlich. Aus diesem Grund erfolgt auch die Festlegung zu 
Material, Farbe und Ausbildung der Dächer von Hauptgebäuden sowie zu Einfriedungen (mit 
entsprechend sachgemäßer Ausnahmeregelung für erforderlichen Sichtschutz). 

Die Festsetzungen zur Lage von Wärmepumpen und Klimageräten ist erforderlich, um 
erkennbare Nutzungskonflikte innerhalb kleiner Bauparzellen zwischen den Nachbarn zu 
vermeiden. 
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Die Regelungen zu den nachzuweisenden Stellplätzen ist erforderlich, da für das Stadtgebiet 
keine einheitlich geltende Satzung besteht und nach dem Grundsatz flächensparenden Bauens 
die Querschnitte für die öffentlichen Verkehrsflächen minimiert wurden. 

Erschlossen werden die Bauparzellen über die Kreisstraße NM 43 durch zwei Hauptzufahrten. 
Eine liegt im bereits bestehende Baugebiet „Zum Sperlasberg“ im Süden und eine im Norden 
innerhalb des Geltungsbereiches. Im Zuge der Baugebietsentwicklung wird entlang der 
Kreisstraße ein Fuß- und Radweg angelegt, sowie eine Fußgängerüberquerung zum 
gegenüberliegenden Wohngebiet vorgesehen.  

 

Ein Entwässerungsgraben mit anschließender Ortsrandeingrünung im Osten dient dazu das 
anfallende Hang- und Schichtenwasser abzufangen und entsprechend abzuleiten. Die 
nachfolgende Hecke ist zum Erhalt festgesetzt. 

Es liegen großzügig Grünflächen vor. In Mitten des Quartiers ist ein Spielplatz geplant, Im 
Norden eine großzügige Randeingrünung, entlang des Fuß-/Radweges sind Obstbäume zu 
pflanzen. 

Zur ausreichenden Berücksichtigung der Umweltbelange erfolgen im Rahmen grünordnerischer 
Festsetzungen Regelungen zur Mindestbegrünung, zur Pflanzung von Gehölzen sowie zur 
Versiegelung von Verkehrsflächen und zum Umgang mit Niederschlagswasser zum Schutz von 
Oberflächen- und Grundwasser. 

3. Landes- und Regionalplanung, Anbindegebot und Vorgaben 
der Raumordnung 

3.1.1 Landesentwicklungsprogramm Bayern 

Ziel 3.2 LEP: in den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potentiale der Innenentwicklung 
möglichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potentiale der Innenentwicklung 
nicht zur Verfügung stehen. Ziel ist es, eine kompakte Siedlungsentwicklung sowie die 
Funktionsfähigkeit der technischen und gemeindlichen Versorgungsinfrastruktur auch zukünftig 
zu gewährleisten. Hierzu sollen Baulandreserven, Brachflächen und leerstehende Bausubstanz 
aktiviert werden.  

Derzeit stehen im Bereich Velburg keine Innenentwicklungspotentiale für die wohnbauliche 
Entwicklung in ausreichendem Umfang zur Verfügung. Eine Befragung zu den leer stehenden 
Wohngebäuden ergab, dass diese weitgehend nicht für den bestehenden Bedarf zur 
Verfügung stehen bzw. die Eigentümer nicht verkaufsbereit sind.  

Ziel 3.3 LEP: neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete 
Siedlungseinheiten auszuweisen.  

Die Planungsfläche schließt an das Wohngebiet „Zum Sperlasberg“ an. 

3.1.2 Regionalplan 

Velburg wird im Regionalplan der Region Regensburg (Stand 2013) als Grundzentrum 
(orange) eingestuft. Damit übernimmt die Stadt Versorgungsfunktionen für einen größeren 
Nahbereich zur Deckung des qualifizierten wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Grundbedarfs mit Gütern und Dienstleistungen. Zudem soll die Stadt in ihrer unterzentralen 
Versorgungsfunktion für ihren Verflechtungsbereich weiter gestärkt werden. Vor allem soll 
darauf hingewirkt werden, das Angebot an Arbeitsplätzen zu erhöhen.  

An überregionalen Verkehrsanbindungen sind zu nennen: 

• mehrere Staats- und Kreisstraßen  

• Bundesautobahn A3 
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Die Stadt Velburg wird dem „Allgemeinen ländlichen Raum“ zugeordnet. Das nächste 
Mittelzentrum ist Parsberg (in ca. 9 km Entfernung Luftlinie), das nächstgelegene Oberzentrum 
ist Neumarkt (in ca. 15 km Entfernung Luftlinie).  

  

aus Regionalplan Regensburg, 1b) Strukturkarte gem. LEP 2013 Anpassung Grundzentren 

Die Planungsfläche liegt außerhalb von Natur- und Landschaftsschutzgebieten sowie 
Naturparks, Vorrang- oder Vorbehaltsgebieten. 

Die am östlichen Rand der Planfläche bestehende Hecke ist als amtlich kartiertes Biotop 
erfasst und wird wie folgt als „Hecken, Gebüsche und Feldgehölze südlich und südöstlich von 
Velburg -6736-0014-006“ beschrieben (aus FIN-Web): “Niedrige Hecken, meist relativ 
strukturarm; größtenteils aus Schlehen, Wolligem Schneeball, Himbeere und Holunder. Selten 
mit schmalem Saum“ 

Ökologisch-funktionell ist der Geltungsbereich vorwiegend dem Bereich II „Gebiete mit 
kleinräumiger und sich überlagernder Nutzungsstruktur“ zugeordnet. 

 

aus Regionalplan Region Regensburg 2011, Begründungskarte: Ökologisch-funktionelle Raumgliederung 

 

4. WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN 

4.1 Erschließung, Versorgungseinrichtungen und Infrastruktur 

4.1.1 Verkehr 

Durch die überregionalen Straßen, insbesondere die Autobahnanschlussstelle „Velburg“ und 
„Neumarkt Ost“ ist das Stadtgebiet gut angebunden.  

Der Ort Velburg verfügt über keinen Haltepunkt der Deutschen Bahn AG. 

Mit den mehreren Bushaltepunkten des Verkehrsbundes Großraum Nürnberg (VGN) verfügt 
Velburg über einen Anschluss an den überregionalen Öffentlichen Personennahverkehr.  
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Entlang der westlich verlaufenden Kreisstraße NM 43 soll im Zuge der Baugebietsentwicklung 
der begleitende Fuß- und Radweg weitergeführt werden. Es entsteht eine weitere Zufahrt 
auf die NM 43 im Norden des Plangebiets.  

Die Zufahrt für Rettungsfahrzeuge und die Müllentsorgung ist über die bestehenden Straßen 
gesichert.  

Wesentlich geänderte Auswirkungen auf die umliegenden Nutzungen sind gemäß Darlegung 
im Umweltbericht nicht zu erwarten.  

4.1.2 Entwässerung 

Das Schmutzwasser kann über das bestehende Kanalnetz abgeleitet werden.  

Bislang besteht ein Graben entlang der Kreisstraße zum Auffangen des 
Niederschlagswassers der Kreisstraße. 

Der Baugrund im Planungsgebiet besteht nach Untersuchung7 im Rahmen der Entwurfsplanung 
für den Bebauungsplan „Zum Sperlasberg“ (im südlichen Anschluss) für das Flurstück 1007/1 
vorwiegend aus schluffig-tonigen Sanden und schluffig-tonigen Kiesen bis zu 3,0 m unter 
GOK. Der Kalk-/Dolomitstein wurde im Durchschnitt bei 2,1 m unter GOK aufgefunden. 
Grundwasser wurde nicht angetroffen. Die Böden sind durch Versickerungsversuche zwar 
überwiegend versickerungsfähig, jedoch sind die Durchlässigkeiten uneinheitlich im Plangebiet 
verteilt, welches auf das anstehende Malmgestein zurückzuführen ist.  

Das nicht versickerbare Niederschlagswasser der öffentlichen Flächen, welches der 
Topografie folgend, hin zu den südöstlichen Grünflächen durch umlaufende Gräben und/oder 
Kaskaden abgeleitet wird, kann schadlos gedrosselt und geregelt an den dortigen 
Regenrückhalteteich abgeführt werden.  

Die Entwässerung des Wohnbaugebiets erfolgt im Trennsystem.  

Es ist vorgesehen, das Niederschlagswasser in den öffentlichen Grünflächen zu drosseln und 
über das bestehende Rückhalte- und Grabensystem des Baugebiets Am Finkenherd zur 
Vorflut am Frauenbach abzuleiten.  

Zur ausreichenden Drosselung der Abflussmenge des Niederschlagswassers erfolgt eine 
Festsetzung für das Wohnbaugebiet, um die zulässige Einheitsmenge in die Vorflut nicht zu 
überschreiten. Diese Festsetzung gewährleistet nach dem Grundsatz der planerischen 
Zurückhaltung zum einen das Verursacherprinzip, zum anderen verbleibt für die 
Ausgestaltung der Niederschlagswasserrückhaltung auf den jeweiligen Grundstücken 
ausreichend Spielraum für die Umsetzung. Mit den Hinweisen zum Bebauungsplan werden 
dem Bauherrn praktikable Lösungen für Drosselzisternen aufgezeigt.  

Regelungen zur Funktionssicherung an der Nahtstelle zwischen den privaten 
Entwässerungseinrichtungen und der öffentlichen Entwässerung im Trennsystem können (sofern 
nicht durch die Entwässerungssatzung geregelt) in den Kaufverträgen aufgenommen werden, 
da die Planungsfläche von der Stadt Velburg erworben wurde und an die Bauwerber die 
Bauparzellen verkauft werden.  

Der bislang bestehende Graben entlang der Kreisstraße zur Ableitung des 
Niederschlagswassers der Straße wird im Zuge der Erschließungsplanung aufrechterhalten 
bzw. in das gesamte Entwässerungssystem integriert. 

4.1.3 Weitere Sparten 

Die Versorgung mit Trink- und Brauchwasser ist durch die Stadt Velburg gesichert. 

 
7 Geotechnik Prof. Dr. Gründer GmbH, 27.09.2017: BG Am Sperlasberg in Velburg - Baugrunduntersuchung 
und Baugrundgutachten/Geotechnischer Bericht  
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Die Stromversorgung kann über das bestehende Netz angebunden und ausgebaut werden.  

Die Versorgung mit Telekommunikationsleitungen ist von der bestehenden Straße aus möglich. 
Für die Planungsfläche ist ein Anschluss durch die Deutsche Telekom AG erforderlich. Sofern 
Telekommunikationsanlagen innerhalb des Geltungsbereiches vorhanden sind, ist deren 
Bestand und Betrieb weiterhin zu gewährleisten. 

Die Abfallentsorgung wird zentral durch den Landkreis Neumarkt i.d.OPf. sichergestellt. 

4.1.4 Brand- und Katastrophenschutz 

Die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Velburg ist personell und materiell gut ausgestattet. Die 
Leistungsfähigkeit der örtlichen Feuerwehr ist gegeben.  

Das Wasserleitungsnetz für das neue Baugebiet wird ausreichend bemessen, so dass der 
Druck ausreichend hoch ist. Hydranten sind innerhalb des Änderungsbereiches möglich. Die 
Lage und Ausführung der Hydranten wird frühestmöglich mit dem Kreisbrandrat abgestimmt. 

Die Hinzuziehung der örtlichen, gut ausgestatteten Feuerwehr, des Kreisbrandrates und der 
Abt. Brand- und Katastrophenschutz an der Regierung der Oberpfalz wird im Verfahren 
durchgeführt und ist in den folgenden Planungs- und Realisierungsebenen weiter vorgesehen. 

Vom Planungsbereich gehen keine wesentlichen brandschutztechnischen Risiken aus. Die 
Lagerung besonderer Gefahrenstoffe ist nicht vorgesehen, da es sich um Wohnbauflächen 
handelt. 

4.1.5 Bodenordnung 

Die Planungsflächen sind im Eigentum der Stadt Velburg. Weitere Boden nordirische 
Maßnahmen sind nicht vorgesehen. 

4.1.6 Auswirkungen der Planung 

Die vorhergesehenen Wohnbauflächen liegen im allgemein ländlichen Raum im östlichen 
Anschluss des Hauptortes im Bereich des Sperlasberges. Das Umfeld ist durch bestehende 
Wohnbebauung und durch landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche Nutzung geprägt.  

Die Flächen sind für die bauliche Entwicklung und die Planung der Verkehrsflächen verfügbar. 
Die Flächen sind im Eigentum der Stadt. 

Die südlich und nördlich angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen sind weiterhin über einen 
öffentlichen Flurweg erschlossen.  

Die vorhandenen öffentlichen Wegebeziehungen können weiter genutzt werden, da an diese 
angeknüpft wird bzw. ausgebaut werden. 

Die verkehrstechnische Erschließung kann über das überörtliche Verkehrssystem erfolgen.  

Naturschutzrechtlich geschützte Flächen werden nicht in Anspruch genommen, die Prüfung 
artenschutzrechtlicher Belange (siehe Kapitel 3.2) ergab keine erheblichen Auswirkungen. 

4.2 Immissionsschutz 

Auf das Plangebiet wirkt, der auf der westlich vorbeilaufende Kreisstraße NM 43 und südlich 
liegende Staatsstraße 2220 entstehende, Verkehrslärm.  

Auf das Plangebiet wirkt, der auf der westlich vorbeilaufende Kreisstraße NM 43 und südlich 
liegende Staatsstraße 2220 entstehende Verkehrslärm. Für die Staatsstraße wurde eine 
„freie Strecke“ von 100km/h angesetzt. Die noch bestehende Kreisstraße soll aufgrund neuer 
Siedlungstätigkeiten und neu entstehenden Ortsrandes von Velburg zu einer 
Gemeindverbindungsstraße herabgestuft werden. Das Ortsschild soll entsprechend Richtung 
Norden versetzt werden, so dass für die Wohngebiete „Zum Sperlasberg“ und „Zum 



Bebauungsplan mit integr. Grünordnungsplan Wohngebiet „Zum Sperlasberg 2“ 
Begründung mit Umweltbericht in der Fassung vom 13.02.2020 

  Seite 23 von 48 

 

Sperlasberg 2“ eine maximale Geschwindigkeit dann von 50km/h gelten sollen. Ein 
entsprechender Antrag der Stadt wurde bereits eingereicht. Der Schallschutzgutachter hat 
daher zwei Fälle entlang des Baugebietes Sperlasberg berechnet: Fall 1 mit 70 km/h, Fall 2 
50 km/h.  

Es wurde zur Ermittlung der Verkehrslärmwerte eine Schalltechnische Untersuchung (SU) 
erstellt (siehe Anhang).  

Im Rahmen der Bauleitplanung gelten hinsichtlich des Schallschutzes die Vorschriften der DIN 
18005 „Schallschutz im Städtebau“. Diese enthält schalltechnische Orientierungswerte, deren 
Einhaltung oder Unterschreitung in der Bauleitplanung als wünschenswert erachtet werden. Da 
die DIN aber keine Rechtsvorschrift ist, sind die Werte von der Gemeinde abwägungsfähig 
und können auch überschritten werden.  

Laut DIN 18005 betragen die Orientierungswerte im Allgemeinen Wohngebieten (WA) 55 
dB(A) tagsüber und 45 dB(A) nachts. Für ein reines Wohngebiet gelten die Orientierungswerte 
von (WA) 50 dB(A) tagsüber und 40 dB(A) nachts. 

Bei einer Geschwindigkeit von 50 - 100 km/h werden die Orientierungswerte nach DIN 
18005 für ein allgemeines Wohngebiet  und reines Wohngebiet Tag und Nacht eingehalten.  

 

Gemäß der 16. BImSchV „Verkehrslärmschutzverordnung“  sind niedrigere Grenzwerte von 
59 dB(A) tagsüber und 49 dB(A) nachts sowohl für ein allgemeines als auch reines 
Wohngebiet einzuhalten, um die im Wohngebiet zulässigen Nutzungen vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Geräusche zu schützen.  

Zwar gilt die Verordnung in der Bauleitplanung nicht als zwingend anzuwenden, jedoch 
liefern die Grenzwerte einen wichtigen Hinweis darauf, wann schädliche Umwelteinwirkungen 
entstehen.  

Im Ergebnis werden die Werte der 16. BImSchV tags- und nachtsüber für beide 
Geschwindigkeitsszenarien (100 km/h bis 50 km/h ) deutlich eingehalten. 

 

Im Ergebnis: 

Es werden keine erheblichen Gefährdungen von gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen 
erkannt. Die Orientierungswerte werden eingehalten. 

Es sind keine aktiven und passiven Schallschutzmaßnahmen notwendig. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass sich das Planungsgebiet nicht unweit des nördlich gelegenen 
Skihanges von Velburg befindet. Der saisonal genutzte Skihang „Monte Sperlasso“ mit 
Schlepplift und Flutlicht verursacht saisonal bedingt Lärmeinwirkungen.  

Auch der Nord-Nordwest ca. 2 km entfernte gelegene Truppenübungsplatz Hohenfels kann 
durch militärische Übungen entsprechende Emissionen (Lärm, Geruch, Erschütterungen etc.) 
verursachen. Hierzu liegen dem Planverfasser keine konkreten Informationen vor. 

Die angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen werden ortsüblich bewirtschaftet. Mit 
durch die Bewirtschaftung entstehenden Beeinträchtigungen ist zu rechnen. 

Mit folgenden zeitweiligen Einschränkungen ist zu rechnen: 

▪ Staubimmissionen bei Mähdrusch, 

▪ beim Ausbringen bestimmter Handelsdünger sowie 

▪ bei der Bodenbearbeitung bei trockener Witterung. 
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4.3 Denkmalschutz 

Für den Planungsbereich des Bebauungsplanes liegen gem. der Onlinedatenbank 
BayernAtlasPlus keine Informationen über Boden- oder Baudenkmäler vor. Die 
nächstgelegenen Denkmäler liegen im Ortskern bzw. südlich am Ortsrand entlang der 
Staatsstraße 2220. 

Südlich des Plangebietes befindet sich folgendes Bodendenkmal: 

• D-3-6736-0012 - Hallstattzeitliche Siedlung. 

Nach Auskunft des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege wurde diese Siedlung durch 
Grabungen im Jahr 2007 (Baugebiet „Hohes Kreuz“) und 2010/2013 im dort entstandenen 
Gewerbegebiets archäologisch untersucht. 

Nach Auskunft des Amtes ist wegen der Nähe zu diesen bekannten Bodendenkmäler und der 
siedlungsgünstigen Topographie des Planungsgebietes - sanft abfallender Hang im Talgrund, 
in ähnlicher Lage wie die benachbart festgestellte eisenzeitliche Siedlung - im 
Änderungsbereich weitere Bodendenkmäler zu vermuten. 

Im Bereich von Bodendenkmälern sowie in Bereichen, wo Bodendenkmäler zu vermuten sind, 
bedürfen gemäß Art. 7.1 DSchG Bodeneingriffe aller Art einer denkmalrechtlichen Erlaubnis, 
die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren 
Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 

Auf die gesetzliche Meldepflicht nach Art. 8 Abs. 1 - 2 DSchG wird an dieser Stelle ebenfalls 
hingewiesen.  

 

 
Lage der Änderungsfläche in der Denkmalkulisse (aus BayernAtlasPlus) 

 

D-3-6736-0012 
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4.4 Belange des Umweltschutzes  

4.4.1 Auswirkungen auf die Belange des Umweltschutzes (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) 

Es wird eine gesonderte Umweltprüfung im Rahmen des Umweltberichtes durchgeführt. Der 
Umweltbericht, Kap. 5, ist gesonderter Teil der Begründung.  

Er berücksichtigt derzeit verfügbare umweltbezogene Informationen zum Geltungsbereich. Es 
erfolgte im Zuge der frühzeitigen Beteiligung eine Aufforderung zur Äußerung im Hin-blick 
auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad. 

4.5 Landschaftsschutzgebiet, Natura-2000-Gebiete 

Der Planbereich liegt außerhalb eines ausgewiesenen Landschaftsschutzgebietes. 
Nächstgelegenes liegt nördlich im Bereich der Velburger Bergruine auf dem Schloßberg. 

Die Bauleitplanung liegt außerhalb der in der FFH-Richtlinie geschützten Lebensraumtypen. 
Eine Betroffenheit von FFH-Gebieten sowie europäischen Vogelschutzgebieten liegt nicht vor. 

4.6 Städtebauliche Eingriffsregelung 

4.6.1 Bedeutung für den Naturhaushalt 

Die Bewertung erfolgt nach dem Leitfaden des Bayerischen Staatsministeriums für 
Landesentwicklung und Umweltfragen „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ 
(BAYSTMLU 2003). Der Leitfaden unterscheidet zwischen Flächen mit geringer, mittlerer und 
hoher Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild. 

Die Eingriffsflächen des vorgesehenen Gewerbegebietes wird lt. Bestandsdarstellung des 
Umweltberichts für die Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
folgendermaßen eingestuft: 

Schutzgut Beschreibung Bedeutung 

Arten/Lebensräume Intensives Grünland 

Gehölzbestand (Hecke, Forstflächen)  

gering 

mittel-hoch 

Boden Landwirtschaftlich geprägt, Dauerbewuchs, 
geringe bis durchschnittliche natürliche 
Bodenfruchtbarkeit 

gering 

Wasser Grundwasserflurabstand unbekannt, 
durchschnittlich geringe Versickerungsleistung, 
kein Schutzgebiet, Überschwemmungsgebiet oder 
wassersensibler Bereich, keine 
Oberflächengewässer 

gering 

Klima/Luft Ortsrandlage, geringe Vorbelastung durch 
Kreisstraße und Landwirtschaft, freie Lage mit 
Luftaustausch, leichte Bedeutung als 
Kaltluftproduktionsfläche mit Abfluss Richtung 
Westen zur Siedlung 

gering-mittel 

Landschaftsbild leicht exponierte Lage, Hanglange, Fernwirkung 
Richtung Norden und Süden, landwirtschaftlich 
und dörflich geprägt, geringe Vorbelastung 
durch Siedlung und Straßen, Wegkreuz am 
südlichen Ende des Flurweges 

mittel 

Zusammengefasst: gering-mittel 
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4.6.2 Ermittlung des Ausgleichsflächenumfangs 

Der für den Eingriff relevante Teil des Geltungsbereiches wird derzeit landwirtschaftlich 
genutzt und weist eine insgesamt überwiegend geringe bis mittlere Bedeutung für den 
Naturhaushalt und das Landschaftsbild auf.  

Nicht angesetzt wird die bereits asphaltierte Straße, die geplanten Grünflächen sowie die 
bestehende Hecke, da hier kein neuer Eingriff stattfindet bzw. eine Aufwertung gegenüber 
der intensiven Wieseflächen kommt.  

Als Eingriffsflächen werden daher nur die neuen Erschließungsstraßen und Fuß/-Radwege 
sowie die Bauflächen (allgemeines und reines Wohngebiet) angesetzt.  

Nach dem Leitfaden werden die Flächen der Kategorie I (geringe Bedeutung für 
Naturhaushalt und Landschaftsbild) eingestuft. Aufgrund der zu erwartenden niedrigen bis 
mittleren Nutzungs- und Versiegelungsgrad in einem Wohngebiet (Typ BI) ist eine 
Ausgleichsfaktorenspanne von 0,2-0,5 nach dem Leitfaden anzusetzen. Es wird ein mittlerer 
Faktor von 0,35 gewählt. 

 

Eingriffsflächen Kompensationsfaktor 
(Spanne) 

gesamter 
Ausgleichsflächenumfang 

Neues Wohngebiet 
/Bauflächen 

21.798 m² 

 

Neue Straße 

4.785 m² 

 

neuer Fuß-/Radweg)  

556m² 

 

0,35*  

7.630 m ²  

 

 

1.674 m² 

 

195 m² 

 

Summe 27.139 m²  9.499 m²  

* gem. Leitfaden Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft (2003): zu erwartender niedriger bis mittlerer 
Versiegelungsgrad- bzw. Nutzungsgrad mit möglichen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen, Typ BI, 
Gebiete mittlerer Bedeutung, Faktorspanne 0,2-0,5, S. 13 

Nach dem einschlägigen Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ ergibt die 
vorläufige Berechnung des notwendigen Ausgleichsflächenumfangs: 9.499 m². 

4.6.3 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Innerhalb des Geltungsbereiches kann auf den Grünflächen von 3.097 m² Maßnahmen zur 
Kompensation umgesetzt werden. Es sind Gehölz- und Obstbaumpflanzungen sowie eine 
kräuterreiche Wiese festgesetzt.  

Nach Abzug der internen Ausgleichsflächen verbleiben 6.402 m² an externer Fläche. 

Als externe Ausgleichsfläche wird das Flurstück 1405, Gemarkung Obwerweiling, mit einer 
Teilfläche von 6.402 m² vorgesehen. Das Grundstück ist im Besitz der Stadt Velburg. 

Die Fläche soll wie folgt entwickelt und aufgewertet werden:  
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• Standortgerechter Laub(misch)wald, wärmeliebender Kalkbuchenwald  

• Mäßig extensiv genutzes artenreiches Grünland 

• Erweiterung mesophiler Gebüsche 

• Pflanzung Obstbaumreihe 

 

Die Fläche mit derzeit strukturarmen Nadelforst und Intensivgrünland, liegt ca. 3,3 km 
südwestlich vom Baugebiet im Tal der Schwarzen Laber entfernt. Das Flurstück 1405, Gmk. 
Oberweiling mit insgesamt 11.500 m² anrechenbarer Fläche ist im Ökokonto der Stadt 
Velburg verzeichnet. Es werden entsprechend der Berechnung für vorliegende Bauleitplanung 
6.402 m² zugeordnet, so dass 5.098 m² auf dem Flurstück 1405 noch für andere Eingriffe 
zur Verfügung stehen. 

 

Luftbild-Ausschnitt aus BayernAtlasPlus, o.M., blau- Eingriffsfläche, rot- Ausgleichsfläche extern 

4.7 Spezielle artenschutzrechtliche Belange 

Im Rahmen der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) sind grundsätzlich alle in 
Bayern vorkommenden Arten der folgenden drei Gruppen zu berücksichtigen: 

▪ die Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie 

▪ die europäischen Vogelarten entsprechend Art. 1 VRL 
▪ Eine Rechtsverordnung, die nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG weitere Arten unter Schutz stellt, die 

entsprechend § 44 Abs. 5 BNatSchG in vergleichbarer Weise zu prüfen wären, wurde bisher nicht 
erlassen. Weitere Arten werden deshalb nicht behandelt. 

Zur Bauleitplanung ist keine gesonderte artenschutzrechtliche Prüfung durch einen Biologen 
vorgesehen. 

Der saP müssen Arten nicht unterzogen werden, für die eine verbotstatbestandsmäßige 
Betroffenheit durch das jeweilige Projekt mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden 
kann (Relevanzschwelle). In einem ersten Schritt werden die Arten „abgeschichtet“, die 
aufgrund vorliegender Daten als nicht relevant für die weiteren Prüfschritte identifiziert 
werden können. 

In einem zweiten Schritt wird durch eine Bestandsaufnahme bzw. Potenzialanalyse die 
einzelartenbezogene Bestandssituation im Wirkraum des Planungsbereiches erhoben. Hierzu 
werden die erhobenen Lebensstätten der jeweiligen lokalen Vorkommen der Arten mit der 
Reichweite der Vorhabenswirkungen überlagert. 
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Aufgrund der Lebensraumausstattung im Planungsbereich sind ausschließlich Vogelarten gem. 
der Vogelschutzrichtlinie zu erwarten. Potentiell betroffene Arten sind gemäß 
Vogelschutzrichtlinie die Gilde des Siedlungsbereiches und der feld- und gehölzgebundenen 
Arten: 

Es ist generell anzunehmen, dass sich innerhalb des Geltungsbereiches auf der 
landwirtschaftlichen Fläche und den angrenzenden Grundstücken mit Gehölzstrukturen 
Vogelbrutplätze befinden. Aufgrund der Nähe zur Siedlung und der Kreisstraße NM 43 ist 
mit weit verbreiteten, ungefährdeten Arten (z.B. Amsel, Rauch- und Mehlschwalbe, Haus- und 
Feldsperling, Stieglitz, Kohlmeise, Buntsprecht etc.) zu rechnen, d.h. sie werden aufgrund ihrer 
allgemeinen Verbreitung und Häufigkeit als "unempfindlich" eingestuft.  

Erhebliche Störungen von hecken- und waldbewohnenden Arten wären nur bei 
Baumaßnahmen oder bei Brutplätzen im direkten Anschluss an die künftigen Wohn- und 
Straßenflächen (durch die Nutzungseinflüsse) temporär denkbar. Im Wirkraum bestehen 
jedoch ausreichend Ausweichlebensräume in großer Zahl, sodass eine Verschlechterung des 
Erhaltungszustands unwahrscheinlich ist und Verbotstatbestände nicht zu erwarten sind. Zudem 
ist zu beachten, dass der Planungsbereich intensiv landwirtschaftlich genutzt wird, an Flurwege 
und einer Kreisstraße angrenzt und so bereits anthropogene Einflüsse auf die Habitate wirken 
und folglich ein gewisser „Gewöhnungseffekt“ bereits vorhanden ist. Die bestehende Hecke 
am nordöstlichen Planrand wird durch die Festsetzung Erhalt von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen erhalten. Entlang der Kreisstraße ist eine Grünfläche vorgesehen, 
die mit Obstbäumen und einer krautreichen Wiese bepflanzt wird und so der biologischen 
Vielfalt zu Gute kommt. Baum- und Strauchpflanzungen sind durch die nördliche 
Ortsrandeingrünung/Grünfläche vorgesehen, sodass hier Lebensräume für Kleinsäuger und 
Vögel geschaffen werden können.  

Aufgrund der großen zusammenhängenden landwirtschaftlich genutzten Flächen im 
Planungsbereich sowie um Velburg herum, kann ein Vorkommen der Feldlerche Alauda 
arvensis, als Vertreter der feldgebundenen Flur, nicht ausgeschlossen werden.  

Ein Vorkommen der Feldlerche, als Vertreter der feldgebundenen Flur, ist aufgrund der 
Winterjahreszeit derzeit nicht feststellbar. 

Aufgrund des bekannten Meidungsbereiches der Art von Elementen, die das Blickfeld der 
Feldlerche einschränken, wie Hecke, Wald, Straße mit begleitenden Einzelbäumen, 
Wohnbebauung, Bäume, Stromfreileitung etc., kann eine geringe Siedlungsdichte im Bereich 
des Planungsbereiches angenommen werden. Auch die geneigte Fläche zwischen 
Siedlung/Straße und Forstfläche ist aufgrund des Flächenumfangs als Lebensraum 
suboptimal. 

Reviere einzelner Arten könnten bei der Realisierung des Baugebietes aufgegeben werden, 
d.h. Brutplätze/Reviere der feldgebundenen Arten oder ein Teil davon, z.B. durch bau- und 
betriebsbedingte Störungen (wie heranrückende Bebauung, Lärm, visuelle Effekte) können 
potentiell verloren gehen. Es kann weiterhin angenommen werden, dass aufgrund der 
zusammenhängenden landwirtschaftlichen Flächen um Velburg vergleichbare (Brut-)Habitate 
vorhanden sind und so eine ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten im 
räumlichen Zusammenhang bewahrt bleibt. Aufgrund der vorhandenen Ausweichlebensräume 
im Stadtgebiet wird der Erhaltungszustand der lokale Feldlerchenpopulation auch als mittel 
bis gut bewertet. Letztendlich kann auch unterstellt werden, dass sich ein möglicher 
Brutplatzverlust durch die Umwidmung der Agrarfläche vermutlich in dem 
Schwankungsbereich bewegt, der durch die jährlich wechselnde Verteilung und Dichte der 
angebauten Feldfrüchte im Umfeld entsteht. 

Insgesamt ist davon auszugehen, dass der mögliche (temporäre) Verlust eines Brutplatzes sich 
nicht signifikant auf den Erhaltungszustand der lokalen Populationen auswirkt. Erhebliche 
Störungen wären nur bei Baumaßnahmen oder bei Brutplätzen im direkten Anschluss an die 
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künftigen Wohnflächen (durch die Nutzungseinflüsse) temporär denkbar. Im Wirkraum 
bestehen jedoch ausreichend Ausweichlebensräume in großer Zahl und guter Qualität, sodass 
eine Verschlechterung des Erhaltungszustands unwahrscheinlich ist und Verbotstatbestände 
nicht zu erwarten sind.  

Baubedingte Tötungen von Individuen (v.a. Nestlingen) oder die Zerstörung von 
Gelegen/Eiern können durch die Baufeldräumung außerhalb der Brutzeit vermieden werden.  

Eine Betroffenheit von hecken- und waldbewohnenden Arten bzw. Arten halboffener 
Landschaften wie der Vogelart Neuntöter, kann ausgeschlossen werden, da in Gehölzflächen 
nicht eingegriffen wird.  

Durch die Umsetzung einer Ortsrandeingrünung im Norden und der zukünftigen entstehenden 
privaten Gärten und öffentlichen Grünflächen, entstehen zusätzliche Habitate für 
gehölzgebundene Arten, die des weiteren z.B. auch für Kleinsäuger wichtige Verbund- und 
Trittsteinbiotope in der ausgeräumten ackerbaulichen Landschaft darstellen. 

4.7.1 Vermeidungsmaßnahmen und Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen 
ökologischen Funktionalität 

Folgende Vorkehrungen zur Vermeidung werden vorgeschlagen, um Gefährdungen von 
Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie oder streng geschützte Arten zu vermeiden oder 
zu mindern: 

Die Ermittlung der Verbotstatbestände erfolgt unter Berücksichtigung dieser Vorkehrungen: 

• Erhalt der bestehenden Hecke am östlichen Planrand: Festsetzung von Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft / 
Fläche für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstiger Bepflanzung auf 
Bebauungsplanebene 

• Festsetzung einer Mindestbegrünung der privaten Flächen auf Bebauungsplanebene 

• Beschränkung der zulässigen Versiegelungen auf Bebauungsplanebene 

• zeitliche und räumliche Baufeldräumung außerhalb der Brut- und Nestlingszeiten 
(i.d.R. März bis August); Baufeldräumung sollte daher nur in den Wintermonaten 
(Anfang November bis Ende Februar) erfolgen, zu diesem Zeitpunkt haben i. d. Regel 
alle Vogelarten die Brutphase beendet; 
Ausnahmen sind möglich, wenn vor Baufeldräumung durch einen Biologen mehrmalige 
Kontrollbegehungen durchgeführt werden, um Brutplätze feldgebundener Arten im 
Vorhabensbereich und Wirkraum festzustellen. Sind keine Brutplätze vorhanden, ist 
durch eine ökologische Baubegleitung eine Baufeldräumung zulässig. 

4.7.2 Zusammenfassendes Ergebnis 

Der Umfang evtl. eintretender Verluste an Fortpflanzungs- und Ruhestätten (Worst-Case-
Annahme) verstößt nicht gegen die Schädigungsverbote i. S. des § 44 Abs. 1 Nr. 3 und 1 
i.V.m. Abs. 5 BNatSchG, da die ökologische Funktion der von dem Eingriff betroffenen 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten unter Berücksichtigung der allgemeinen Verfügbarkeit im 
räumlichen Zusammenhang sowie die „Maßnahmen zur Vermeidung und Sicherung der 
kontinuierlichen ökologischen Funktionalität“ gewahrt bleiben. 

Artenschutzrechtliche Belange stehen der Bauleitplanung unter den genannten Vermeidungs- 
und Minimierungsmaßnahmen derzeit nicht grundsätzlich entgegen. 

 

Es ist darauf hinzuweisen, dass durch die Aufstellung des Bebauungsplanes keine 
artenschutzrechtlich relevanten Eingriffe erfolgen. Der Bebauungsplan bereitet die Maßnahmen 
lediglich planungsrechtlich vor. Bei Realisierung der Versiegelung und Baukörper kann eine 
geänderte Bestandssituation vor Ort zu einem späteren Zeitpunkt unter Umständen vorliegen.  
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Eine Festsetzung von Vermeidungsmaßnahme wäre nur dann erforderlich, wenn mit ausreichender 
Sicherheit durch die Realisierung des Baugebiets der artenschutzrechtliche Verbotstatbestand als 
erfüllt angesehen werden könnte und eine bodenrechtliche Relevanz Grundlage der Festsetzung 
wäre. Das Festsetzen einer lediglich als Vorsorgemaßnahme einzustufenden 
Handlungsempfehlung ist städtebaulich weder erforderlich noch zulässig. 
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5. ANLAGE UMWELTBERICHT  

5.1 Einleitung 

Im Rahmen der Bauleitplanung ist für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 
des Baugesetzbuches (BauGB) eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen 
Umweltauswirkungen ermittelt werden. Diese werden unter Anwendung der Anlage 1 BauGB 
in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet. Der Umweltbericht als Ergebnis der 
Umweltprüfung bildet einen gesonderten Teil der Begründung (§ 2a BauGB).  

Gemäß § 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB legt die Gemeinde dazu für jeden Bauleitplan fest, in 
welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange für die Abwägung 
erforderlich ist.  

Im Rahmen des Verfahrens nach § 4 Abs. 1 BauGB wurden die Fachbehörden zur Äußerung 
hinsichtlich des Umfangs der Umweltprüfung bereits im Februar 2017 aufgefordert. Seitens 
des Landratsamtes Neumarkt wurde auf die Berücksichtigung der Emissionsquellen Kreisstraße 
NM 43 und Gewerbes im Süden (am Kreisverkehr) hingewiesen. Das Wasserwirtschaftsamt 
Regensburg hat auf die frühzeitige Planung der Niederschlagswasserbeseitigung 
hingewiesen. 

Nach § 2 Abs. 4 Satz 3 BauGB bezieht sich die Umweltprüfung auf das, was nach 
gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt 
und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessenerweise verlangt werden kann. Die 
Untersuchungstiefe der Umweltprüfung orientiert sich an der vorliegenden Planung. Geprüft 
wird, welche erheblichen Auswirkungen durch die Umsetzung des geplanten Wohngebietes 
auf die Umweltbelange entstehen können und welche Einwirkungen auf die geplanten 
Nutzungen im Geltungsbereich aus der Umgebung erheblich einwirken können. Hierzu werden 
vernünftigerweise regelmäßig anzunehmende Einwirkungen geprüft, nicht jedoch 
außergewöhnliche und nicht vorhersehbare Ereignisse. Da konkretisierbare Vorhaben im 
Rahmen einer Flächennutzungsplanung gewöhnlich noch nicht bekannt sind, beinhaltet diese 
Prüfung nicht die Untersuchung von Auswirkungen der Bauphase. 

Durch die Bauleitplanung im Osten des Hauptortes Velburg soll der 2. Bauabschnitt des 
Wohngebietes „Zum Sperlasberg“ entwickelt werden und im Anschluss ein 2. Wohngebiet 
städtebaulich geordnet vorbereitet werden, um den erheblichen lokalen Bedarf an 
Wohnbauflächen im Stadtgebiet Velburg zu decken.  

Der Geltungsbereich umfasst 3,36 ha. Er umfasst 2,17 ha Wohnbauflächen und 0,4 ha 
Grünflächen.  

5.1.1 Inhalt und Ziele des Bebauungsplanes 

Ziel der Bauleitplanung ist eine städtebaulich geordnete Entwicklung eines Wohngebietes im 
Anschluss an eine vorhandene Siedlungsfläche zur Bereitstellung von Bauflächen für den 
konkret bestehenden örtlichen Bedarf zu ermöglichen. 

Der angrenzende südliche Bereich durch den Bebauungsplan „Zum Sperlasberg“ bereits als 
Wohngebiet entwickelt und erschlossen.  

Zur Sicherung der Belange des Umweltschutzes sowie der städtebaurechtlichen 
Eingriffsregelung wird zum Bebauungsplan ein Grünordnungsplan erstellt und integriert. 

Der Flächennutzungsplan sieht bereits Wohnbauflächen vor. 
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5.1.2 Umweltrelevante Ziele von Fachgesetzen und Fachplanungen 

Gemäß § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB sollen Bauleitpläne dazu beitragen, eine menschenwürdige 
Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den 
Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern 
sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten 
und zu entwickeln. 

Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 
entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, 
gemäß § 1 Abs. 5 und § 1a Abs. 5 BauGB, Rechnung getragen werden. Hier ist auch das 
Erneuerbaren-Energien-Gesetz- EEG 2017 zu erwähnen, welches im Interesse des Klima- und 
Umweltschutzes eine nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung ermöglichen soll. 

Im § 1 Bundesnaturschutz BNatSchG wird als wichtiges Ziel, auch in Verantwortung für 
künftigen Generationen, die dauerhafte Sicherung der biologischen Vielfalt genannt. 
Konkretisiert wird diese Aussage im Absatz 3, da für die dauerhafte Sicherung der Leistungs- 
und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts „wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre 
Lebensgemeinschaften sowie ihre Biotope und Lebensstätten auch im Hinblick auf ihre 
jeweiligen Funktionen im Naturhaushalt zu erhalten“ sind. 

Nach § 1 des Wasserhaushaltsgesetzes –WHG ist durch eine nachhaltige 
Gewässerbewirtschaftung das Schutzgut Wasser als Lebensgrundlage von Mensch, Flora und 
Fauna zu schützen. 

Das Bundesbodenschutzgesetz- BBodSchG verfolgt den Zweck die Bodenfunktionen 
nachhaltig zu sichern oder wiederherzustellen. Auch § 1a BauGB greift den Schutzzweck des 
Schutzgutes Boden auf, da generell mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen 
werden soll. 

5.1.3 Ziele der Landesplanung / Regionalplanung  

Landesentwicklungsprogramm Bayern 

Ziel 3.2 LEP: in den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potentiale der Innenentwicklung 
möglichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potentiale der Innenentwicklung 
nicht zur Verfügung stehen. Ziel ist es, eine kompakte Siedlungsentwicklung sowie die 
Funktionsfähigkeit der technischen und gemeindlichen Versorgungsinfrastruktur auch zukünftig 
zu gewährleisten. Hierzu sollen Baulandreserven, Brachflächen und leerstehende Bausubstanz 
aktiviert werden.  

Derzeit stehen im Bereich Velburg keine Innenentwicklungspotentiale für die wohnbauliche 
Entwicklung in ausreichendem Umfang zur Verfügung. Eine Befragung zu den leer stehenden 
Wohngebäuden ergab, dass diese weitgehend nicht für den bestehenden Bedarf zur 
Verfügung stehen bzw. die Eigentümer nicht verkaufsbereit sind.  

Ziel 3.3 LEP: neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete 
Siedlungseinheiten auszuweisen.  

Die Planungsfläche schließt an das Wohngebiet „Zum Sperlasberg“ an. 

Regionalplan 

Velburg wird im Regionalplan der Region Regensburg (Stand 2011) als Grundzentrum 
(orange) eingestuft. Damit übernimmt die Stadt Versorgungsfunktionen für einen größeren 
Nahbereich zur Deckung des qualifizierten wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Grundbedarfs mit Gütern und Dienstleistungen. Zudem soll die Stadt in ihrer unterzentralen 
Versorgungsfunktion für ihren Verflechtungsbereich weiter gestärkt werden. Vor allem soll 
darauf hingewirkt werden, das Angebot an Arbeitsplätzen zu erhöhen.  

An überregionalen Verkehrsanbindungen sind zu nennen: 
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• mehrere Staats- und Kreisstraßen  

• Bundesautobahn A3 

Die Stadt Velburg wird dem „Allgemeinen ländlichen Raum“ zugeordnet. Das nächste 
Mittelzentrum ist Parsberg (in ca. 9 km Entfernung Luftlinie), das nächstgelegene Oberzentrum 
ist Neumarkt (in ca. 15 km Entfernung Luftlinie).  

  

aus Regionalplan Regensburg, 1b) Strukturkarte gem. LEP 2013 Anpassung Grundzentren 

Die Planungsfläche liegt außerhalb von Natur- und Landschaftsschutzgebieten sowie 
Naturparks, Vorrang- oder Vorbehaltsgebieten. 

Die am östlichen Rand der Planfläche bestehende Hecke ist als amtlich kartiertes Biotop 
erfasst und wird wie folgt als „Hecken, Gebüsche und Feldgehölze südlich und südöstlich von 
Velburg -6736-0014-006“ beschrieben (aus FIN-Web): “Niedrige Hecken, meist relativ 
strukturarm; größtenteils aus Schlehen, Wolligem Schneeball, Himbeere und Holunder. Selten 
mit schmalem Saum“ 

Ökologisch-funktionell ist der Geltungsbereich vorwiegend dem Bereich II „Gebiete mit 
kleinräumiger und sich überlagernder Nutzungsstruktur“ zugeordnet. 

 

aus Regionalplan Region Regensburg 2011, Begründungskarte: Ökologisch-funktionelle Raumgliederung 

5.1.4 Ziele des Landschaftsplans  

Der für das gesamte Stadtgebiet überarbeitete und neuaufgestellte Flächennutzungsplan mit 
Landschaftsplan liegt derzeit beim Landratsamt zur Genehmigung vor. Die 
Gesamtneuaufstellung beinhaltet am Sperlasberg eine Wohnbaufläche. 

Landschaftsplanerische Ziele sind im Planbereich nicht dargestellt bzw. beschrieben. 

Änderungen an den geplanten Zielen und Grundsätzen des Landschaftsplanes erfolgen nicht. 
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5.1.5 Ziele sonstiger Fachgesetze / Fachpläne 

Fachplanungen des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts sind im Planungsgebiet nicht 
vorhanden bzw. dem Verfasser nicht bekannt. 

Für die Stadt Velburg bestehen keine Gestaltungsfibeln.  

5.1.6 Ziele von Schutzgebiete / des Biotopschutzes  

Es liegen keine Schutzgebiete nach BNatSchG/BayNatSchG vor. 

Die östlich angrenzenden Heckenstrukturen sind als amtlich kartiertes Biotop vermerkt.  

5.2 Beschreibung des derzeitigen Umweltzustandes (Basisszenario) 

Die derzeitige Nutzung als intensives Grünland entspricht den Nutzungsmöglichkeiten des 
rechtswirksamen Flächennutzungsplanes – Fläche für die Landwirtschaft.  

5.2.1 Schutzgut Mensch, Bevölkerung, Gesundheit 

Die Planungsfläche wird derzeit als intensives Grünland genutzt. Im direkt südlichen Anschluss 
wurde in den letzen zwei Jahren das Wohngebiet „Zum Sperlasberg“ entwickelt und 
erschlossen. Östlich wird das Plangebiet durch einen Geländesprung mit dichtbewachsender 
Hecke (amtlich kartiertes Biotop) und Forstflächen begrenzt. Nördlich gelegene Flächen 
werden landwirtschaftlich intensiv genutzt. Im Westen grenzt die Kreisstraße NM 43 an.  

Durch die Kreisstraße NM 43 getrennt, grenzt westlich ein weiteres Wohngebiet mit 
wohnbaulicher Nutzung und Grünflächen an. Gewerbliche Bauflächen liegen mit 
ausreichendem Abstand südlich, zwischen den beiden Kreisverkehren an der Staatsstraße 
2220. 

Nördlich des Geltungsbereiches entlang eines Flurweges befindet sich saisonal ein kleiner 
Skihang mit Schlepplift und Flutlicht.  

Die landwirtschaftlichen Flächen (Acker- und Grünlandflächen) in der näheren Umgebung des 
Planungsgebietes erfüllen selbst keine Erholungsfunktion. Nur die Feldwege entlang der 
landwirtschaftlichen Flur werden als Spazierwege genutzt. Die umliegenden Forstflächen als 
Naherholungsgebiete genutzt. Diese sind bezüglich der Erholungsfunktion eine leicht erhöhte 
Bedeutung beizumessen ist.  

Auf das Gebiet wirken die vorhandenen Emissionsquellen Straße und landwirtschaftliche 
Nutzung im Umfeld zeitweise ein. Durch die landwirtschaftliche Nutzung im Umfeld ist 
zeitweise mit Staub-, Lärm- und Geruchsentwicklung durch die ortsübliche Bewirtschaftung zu 
rechnen.  

Angaben zu Erschütterungen, Geruchsbelastungen, Luftschadstoffe oder elektromagnetischen 
Feldern liegen nicht vor. Geh-, Fahr- oder Leitungsrechte sind dem Verfasser innerhalb des 
Planbereiches nicht bekannt.  

Künstliche Belichtung besteht durch die Beleuchtung der Gebäude und Straßen der Siedlung 
von Velburg.  

In unmittelbarer Nähe sind keine immissionsschutzrechtlich genehmigungspflichtigen Anlagen 
bekannt.  

5.2.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt 

Zur Erhebung der Ausgangssituation erfolgte eine Luftbildauswertung mit ergänzender 
Geländeerhebung. Der intensiv genutzte Planbereich liegt zwischen einer Straße und einer 
großen Waldfläche.  
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Quartiere für Fledermäuse oder andere wertgebende Lebensraumstrukturen, z.B. für die 
Zauneidechse liegen nicht vor.  

Die am stlichen Rand des Geltungsbereiches bestehende Hecke ist als amtlich kartiertes Biotop 
erfasst und wird wie folgt als „Hecken, Gebüsche und Feldgehölze südlich und südöstlich von 
Velburg -6736-0014-006“ beschrieben (aus FIN-Web): “Niedrige Hecken, meist relativ 
strukturarm; größtenteils aus Schlehen, Wolligem Schneeball, Himbeere und Holunder. Selten 
mit schmalem Saum“ 

Es ist von einem durchschnittlichen Artenspektrum auszugehen. Es sind typische Vogelarten des 
Siedlungsbereiches und der feld- und gehölzgebundene Arten zu erwarten. Siehe hierzu 
Kapitel 4.7 Spezielle artenschutzrechtliche Belange. 

Angaben über streng oder besonders geschützte Arten liegen nicht vor. Das Planungsgebiet 
liegt in keinem Schutzgebiet gem. BNatSchG.  

Gesonderte, faunistische oder floristische Untersuchungen sind nicht vorgesehen.  

5.2.3 Schutzgut Fläche und Boden 

Die Flächen sind unversiegelt mit Wechselbewuchs. Östlich angrenzend befindet sich 
Dauerbewuchs durch Hecken und Forstflächen.  

Schadstoffeinträge entstehen vor allem durch den Straßenverkehr und die landwirtschaftliche 
Nutzung. Angaben über Vorbelastungen und Altlasten liegen nicht vor.  

Das Planungsgebiet liegt in der naturräumlichen Untereinheit „Hochfläche der Mittleren 
Frankenalb“.8 Den geologischen Untergrund bildet der Malmkalk (weiße Jura).  

Während der Aufstellung des Bebauungsplanes „Zum Sperlasberg“ wurde für den gesamten 
Bereich der Wohngebietsentwicklung am Sperlasberg eine Baugrunduntersuchung9 im Jahr 
2017 durchgeführt. Der Baugrund im Planungsgebiet besteht nach Untersuchung10 
vorwiegend aus schluffig-tonigen Sanden und schluffig-tonigen Kiesen bis zu 3,0 m unter 
GOK. Der Kalk-/Dolomitstein wurde im Durchschnitt bei 2,1 m unter GOK aufgefunden. 
Grundwasser wurde nicht angetroffen. Die Böden sind durch Versickerungsversuche zwar 
überwiegend versickerungsfähig, jedoch sind die Durchlässigkeiten uneinheitlich im Plangebiet 
verteilt, welches auf das anstehende Malmgestein zurückzuführen ist.  

Schützenswerte oder seltene Bodenarten liegen nicht vor.  

Nach den Bodenschätzungsdaten des BayernAtlasPlus liegen Lehme mit einer geringen bis 
mittleren Ertragsfähigkeit mit Bodenzahlen von 45 bis 61 vor. Die Böden sind nach 
Zustandsstufe 4-6 durch eine im Durchschnitt ca. 10-20cm mächtige Krume gekennzeichnet, 
die sich deutlich von einem verdichteten rohen Untergrund absetzt, der nur eine geringe oder 
keinerlei Durchwurzelung zulässt.11  

5.2.4 Schutzgut Wasser 

Es sind keine Oberflächengewässer oder Wasserschutzgebiete vorhanden. Zur 
Grundwassersituation liegen keine Informationen vor. Während der Baugrunduntersuchung 
wurde kein Grundwasser vorgefunden.  

Vorbelastungen für das Schutzgut bestehend durch die umliegende landwirtschaftliche 
Nutzung und den (Straßen-)Verkehr. 

 
8 FIS-Natur-Online, Naturräumliche Gliederung 
9 Geotechnik Prof. Dr. Gründer GmbH, 27.09.2017: BG Am Sperlasberg in Velburg - Baugrunduntersuchung 
und Baugrundgutachten/Geotechnischer Bericht 
10 Geotechnik Prof. Dr. Gründer GmbH, 27.09.2017: BG Am Sperlasberg in Velburg - Baugrunduntersuchung 
und Baugrundgutachten/Geotechnischer Bericht  
11 Erläuterung aus Merkblatt über den Aufbau der Bodenschätzung, Bay. Landesamt für Steuern, 02/2009 
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Gem. dem Bodengutachten ist von einer unterschiedlichen Versickerungsleistung des Bodens 
auszugehen. 

5.2.5 Schutzgut Klima und Luft 

Das Plangebiet liegt am östlichen Ortsrand von Velburg. Grundsätzlich handelt sich aufgrund 
der Ortsrandlage mit umgebenden Gehölzstrukturen im Randbereich um einen gering 
belasteten Raum mit guten Durchlüftungsqualitäten. Eine erhebliche Belastung durch einen 
Wirkraum, wie z.B. einen Ballungsraum, besteht nicht, da sich das Gebiet im ländlichen Raum 
befindet. Lediglich der Verkehrsweg der NM43 und die landwirtschaftliche Bewirtschaftung 
wirkt sich auf die Planungsfläche aus. 

Von lokaler Bedeutung sind die einzelnen und kleinflächigen Gehölzstrukturen im Ort.  

Es sind keine Kalt- und Frischluftbahnen sowie Kaltluftsammelgebiete im Planungsgebiet 
vorhanden.  

Der Planungsbereich hat als Kaltproduktionsfläche in Siedlungsnähe und mit Abfluss zur 
Siedlung eine leicht erhöhte Bedeutung. Flächige Forstflächen als Frischluftentstehungsgebiete 
bestehen im direkten Anschluss. Die Kalt- und Frischluft sammelt sich in den umliegenden 
Senken und Tälern und fließt, der Topografie folgend, ab.  

Generell sind Frisch- und Kaltluftproduktionsgebiete für den lokalklimatischen Ausgleich in der 
Umgebung reichlich vorhanden. 

Allgemeine Messungen zu Luftschadstoffen liegen für Velburg nicht vor. Im Wirkbereich sind 
keine immissionsschutzrechtlich genehmigungspflichtigen Betriebe bekannt.  

5.2.6 Schutzgut Landschafts- und Ortsbild 

Das Planungsgebiet liegt am östlichen Ortsrand von Velburg, am Ausläufer des 
Sperlasberges, welcher sich östlich als bewaldete Dolmitkuppe mit 629 m NN aus der 
Landschaft erhebt, zwischen der Kreisstraße und einer großen Mischwaldfläche. Die Fläche 
wird als intensives Grünland genutzt und ist Richtung Westen geneigt.  

Die Nutzungsstruktur des Wirkraumes ist von Land- und Forstwirtschaft sowie von Siedlungen 
geprägt. Der Ortsrand im Planbereich ist durch Wohnbebauung (Einfamilienhäusern) und der 
Grünstrukturen geprägt.  

Aufgrund der Hanglage und freien Ortsrandlage ist eine Fernwirkung Richtung Norden und 
Westen gegeben. Südlich schließt direkt der 1. Bauabschnitt des Wohngebietes Zum 
Sperlasberg an. 

Es besteht Fernwirkung bzw. Sichtbeziehungen zu wertvollen Landschaftsausschnitten. Richtung 
Nord-Westen erhebt sich der Schlossberg mit der Velburger Ruine und den wertvollen 
Hängen mit Kalkmagerasen, Richtung Norden erblickt man, je nach Standort auf dem 
Plangebiet, die große Höhle “Hohlloch“, dem bewaldeten Hohllochberg sowie der 
Wallfahrtskirche St. Wolfgang, Richtung Süden bestehen landwirtschaftliche Flächen, 
bewaldete Dolomitkuppen und Gewerbe- und Siedlungsstrukturen.  
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Blick über den Geltungsbereich zum Schlossberg, am nordwestlichen Planrand- Blick auf Höhle und 
Fotoaufnahmen vom 03.03.2017 Wallfahrtskirche St. Wolfgang 

5.2.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Es liegen keine Boden- und Baudenkmäler innerhalb der Planfläche bzw. in unmittelbarer 
nächster Umgebung vor. Ein Wegkreuz liegt an der südwestlichen Ecke im Zufahrtsbereich 
des südlich gelegenen asphaltieren Flurweges (Flurstück 1000). 

Im Umfeld liegen viele Bau- und Bodendenkmäler vor. Landschaftsprägende Denkmäler 
liegen in der Umgebung, meist auf Kuppen, und prägen den abwechslungsreichen 
Landschaftsausschnitt der Mitterlen Frankenalb um Velburg. 

 

 

Darstellung des Geltungsbereiches (hellblau) in der Denkmalkulisse, flächig rot= Boden- und Baudenkmäler, 
schwarzer Stern= landschaftsprägende Denkmäler (aus BayernAtlasPlus, o.M.) 

5.2.8 NATURA 2000-Gebiete 

Gebiete gemeinschaftlichen Interesses (FFH- oder Vogelschutzgebiete) sind nicht betroffen. 
Das am Schloßberg und Hohllochberg ausgewiesene FFH-Gebiet „Schloßberg, 
Wolfgangshöhle und Hohllochberggruppe bei Velburg“ (DE6736301.02 und .01) liegt 



Bebauungsplan mit integr. Grünordnungsplan Wohngebiet „Zum Sperlasberg 2“ 
Begründung mit Umweltbericht in der Fassung vom 13.02.2020 

  Seite 38 von 48 

 

außerhalb des möglichen Wirkbereichs. Der Schutzzwecke bzw. die Erhaltungsziele (Erhalt 
und Widerherstellung von Kalk-Pionierrasen, Flachland-Mähwiesen, Kalkrasen-Trockenrasen, 
kalkhaltige Schutthalden, Kalkfelsen mit Felsspaltenvegetation, Höhlen, Waldmeister-
Buchenwälder, der Population der Spanischen Flagge und der Populationen von 
Mopsfledermaus und Großes Mausohr)12 bleiben unberührt. 

 

 

Darstellung des Geltungsbereiches (hellblau) in der Natura2000-Kulisse, braun= FFH-Gebiet, petrol= SPA-
Gebiet (aus BayernAtlasPlus, o.M.) 

5.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes (Basisszenario) 
bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung (Nullvariante, keine Flächenausweisung) bliebe die 
bestehende planungsrechtliche Situation unverändert.  

Die beschriebenen Eingriffe blieben aus. Der ermittelte Bedarf würde an anderer Stelle 
mittelfristig zu nicht quantifizierbaren Eingriffen führen. 

Die Nutzung des Geltungsbereiches für die Landwirtschaft wäre weiterhin zulässig.  

5.4 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen 
der Planung 

Die Beschreibung erfolgt auf Grundlage der Zustandsermittlung und beschränkt sich nach 
Bebauungsplanfestsetzungen zusätzlich zum Bestand auf mögliche Auswirkungen auf die 
folgenden Schutzgüter: 

5.4.1 Schutzgut Mensch, Bevölkerung und Gesundheit 

Es sind wesentlich optische Veränderungen auf der bisher freien Randlage von Velburg zu 
erwarten. Bei Realisierung der Wohnbauflächen entsteht ein neuer Ortsrand. 

Während der Bauzeit können weitere Auswirkungen insbesondere durch Spitzenpegel, z.B. 
beim Rammen von Fundamenten oder bei lärmintensiven Abladevorgängen, entstehen. Diese 
Beeinträchtigungen sind aber als temporär anzusehen und daher vertretbar. Ggf. sind 

 
12 Homepage des Bay. Landesamt für Umwelt; Gebietsrecherche online 

Truppenübungs-
platz Hohenfels 
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besondere Schutzmaßnahmen gegenüber einer schützenswerten Bebauung (wie Kirche, etc.) 
zu beachten. 

Eine wesentliche Verschlechterung der Situation durch neue Erschließungsstraßen des 
geplanten Wohngebietes ist nicht zu erwarten, da die neuen Wohngebiete unabhängig von 
den bereits bestehenden Wohngebieten auf Ostseite der Kreisstraße erschlossen werden. 
Durch den zweiten Bauabschnitt wird das gesamte Wohngebiet Sperlasberg nun auch künftig 
durch eine nördliche Ein- und Ausfahrt erschlossen. 

Eine geringfügige Zunahme des Ab- und Zufahrtsverkehrs der künftigen neuen Wohngebiete 
durch die neuen Anwohner wird als nicht erheblich eingestuft13, da es sich aufgrund der 
Ausweisung von Wohnbauflächen künftig nur um ein reines oder allgemeines Wohngebiet 
handeln kann. 

Erhebliche Auswirkungen durch Gerüche, Stäube und Dämpfe sind unwahrscheinlich, da kein 
Gewerbe- oder Industriegebiet entwickelt wird. 

Das Erholungspotential der siedlungsnahen Umgebung wird nicht wesentlich beeinträchtigt, 
da die Durchgängigkeit der Hauptwege und Flurwege erhalten bleiben bzw. nicht gestört 
werden. Die dafür relevante Infrastruktur bleibt in Form des jetzigen Wegenetzes erhalten 
bzw. wird verbessert. Entlang der Kreisstraße entsteht ein durchgänginger Fuß- und Radweg. 
Erholungsrelevante Defizite an anderer Stelle sind nicht zu erwarten, da der Geltungsbereich 
keine wesentliche Erholungsnutzung aufweist. Es sind ausreichend siedlungsnahe Freiräume 
vorhanden. Der Skihang bleibt frei von Bebauung. 

Zur Berücksichtigung des Schutzgutes wurde eine schalltechnische Untersuchung auf 
Bebauungsplanebene durchgeführt, aufgrund der westlich verlaufenden Kreisstraße und 
südlich gelegenen Staatsstraße. Die Orientierungswerte können tag und nacht eingehalten 
werden.  

5.4.2 Schutzgut Tiere und Pflanzen und biologische Vielfalt 

Durch die zu erwartende Bebauung werden die vorhandenen Lebensräume vollständig 
verändert. Ein Verlust eines landwirtschaftlichen Areals ist unvermeidbar. Gegenüber den 
bisherigen offenen Flächen werden überbaute und versiegelte Flächen entstehen. 
Auswirkungen sind durch die Veränderung der Lebensraumsituation zu erwarten. 

Potentielle Störungen, z.B. Vertreibungseffekte, Beeinträchtigung der Fluchtdistanz sind 
während der Bau- und Erschließungsmaßnahmen und durch die heranrückende Bebauung an 
Landwirtschafts- und Gehölzflächen möglich, aufgrund von Ausweichlebensräume im Umfeld 
des Planungsbereiches ist aber von keinen populationsgefährdeten Wirkungen auszugehen. 

Die zu erwartenden Eingriffe werden als vertretbar eingestuft, da der Planungsbereich im 
Wesentlichen durch Intensivlandwirtschaft nur von geringerer Bedeutung für den Arten- und 
Biotopschutz und Vielfalt ist und ausreichende Ersatzhabitate im nahen Umkreis vorhanden 
sind. Des Weiteren werden die Lebensräume bereits durch die Straßen, Siedlung, 
Anwesenheit des Menschen sowie der intensiven Land- und Forstwirtschaft beeinflusst.  

Auswirkungen auf artenschutzrechtlich bedeutende Arten werden im Rahmen der 
artenschutzrechtlichen Belange im Kap. 4.7 untersucht.  

Um den gesetzlichen Anforderungen zu entsprechen, werden Minimierungs- und 
Vermeidungsmaßnahmen formuliert.  

Die angrenzenden Gehölzstrukturen werden durch Festsetzungen integriert und erhalten. 
Durch eine Ausweisung einer nördlichen Ortsrandeingrünung entstehen neue Lebensräume für 

 

13 GEO.VER.S.UM, 08.02.2020: Schalltechnische Untersuchung zur Aufstellung des B-Plans „Zum Sperlasberg 
2“ Stadt Velburg, S. 9f 
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gehölzgebundene Arten. Es kann davon ausgegangen werden, dass gegenüber den 
artenarmen, bisherigen intensiven landwirtschaftlichen Nutzungen die biologische Vielfalt 
erhöht wird. 

5.4.3 Schutzgut Fläche und Boden 

Bei Realisierung der Wohnbauflächen erfolgt eine Teilversiegelung des Bodens durch 
Überbauung und befestigte Flächen. Auf den bebaubaren Flächen werden die bestehenden 
Bodenprofile weitgehend zerstört. Der unversiegelte Boden wird seine bisherigen Funktionen 
(Grundwasserneubildung, Filter- und Speicherfunktion, Lebensraumfunktion etc.) verlieren. Ein 
Ausgleich derartiger Eingriffe ist nicht möglich, da der Boden naturgemäß standortgebunden 
ist.  

Durch Festsetzungen der maximalen Grundflächenzahl, gestalterische Vorgaben von nicht 
überbauten Flächen, Beschränkungen zu Aufschüttungen und Abgrabungen, 
Mindestbegrünung kann der Eingriff für das Schutzgut verringert werden.  

Bei Vorreinigung von Niederschlagswasser aus Verkehrs- oder Dachflächen in offenen, 
belebten Bodenzonen ist ein oberflächennaher Eintrag von Schadstoffen nicht auszuschließen. 
Sofern dies im Rahmen der anerkannten Regeln der Technik erfolgt, ist nicht von erheblichen 
Auswirkungen auszugehen. 

Auf die Bauzeit beschränkt sich das Risiko von Schadstoffeintrag durch Baumaschinen oder 
Unfallereignisse. Diese Tatsache spricht aber für jedes Vorhaben und ist daher grundsätzlich 
nur als Ausnahmefall zu betrachten. Durch entsprechende Vorkehrungen wird es sich in der 
Regel bei derartigen Ereignissen um behebbare, reversible Auswirkungen auf das Schutzgut 
handeln.  

5.4.4 Schutzgut Wasser 

Eine Beeinflussung des Boden-Wasserhaushalts durch Neubebauung und Verlust der 
Regenwasserversickerung auf den versiegelten Flächen und eine mögliche Verminderung der 
Grundwasserneubildung kann nicht ausgeschlossen werden.  

Direkte Einflüsse durch Freilegen von Grundwasser sind nicht zu erwarten. Geringfügige und 
zeitlich beschränkte Auswirkungen können sich durch Baumaßnahmen ergeben. Die Gefahr 
von erheblichen oder irreversiblen Auswirkungen ist bei Einhaltung der anerkannten Regeln 
der Technik gering. 

Nachteilige Folgen auf den Wasserhaushalt können durch Festsetzungen, z.B. zur Art der 
unversiegelten Zufahrten und Stellplätze, Niederschlagswasserversickerung sowie der 
zulässigen Nutzung, auf Ebene des Bebauungsplanes minimiert werden. 

5.4.5 Schutzgut Klima und Luft 

Durch planmäßige Versiegelungen und Bebauungen können sich kleinräumig zusätzliche, 
geringfügige Erwärmungen und Veränderungen der Flurwinde ergeben. Zusätzliche 
Belastungen der Luftqualität durch Heizungsabgase oder Fahrzeugverkehr sind durch die 
Ortsrandlage als nicht erheblich einzustufen. Es gibt keine relevante Verringerung der 
Kaltluftproduktion, da weiterhin Kaltluftentstehungsgebiete durch die umgebenden 
landwirtschaftlichen Flächen in Siedlungsnähe vorhanden sein werden. 

Die Schaffung von klimafördernden Strukturen wie einer nördlichen Ortsrandeingrünung ist 
als positiv zu bewerten.  

Für den klimatischen und lufthygienischen Austausch von Velburg dürfte das Plangebiet 
entsprechend einer ersten Einschätzung keine wesentliche Auswirkung haben, da ausreichend 
Kalt- und Frischluftentstehungsgebiete vorhanden sind. 

Erhebliche Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 
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5.4.6 Schutzgut Landschafts- und Ortsbild 

Die Wahrnehmung des bisherigen Ortes bzw. noch freien Ortsrandlage wird durch das 
Volumen und die Höhe der entstehenden baulichen Anlagen mehr oder weniger erheblich 
verändert. Es wird ein neuer Siedlungsrand von Velburg entstehen. 

Von weiter entfernten Blickpunkten in nördlicher, westlicher und südlicher Richtung entstehen 
mittel- bis langfristig Sichtbezüge zur geplanten Wohnfläche/neuen Ortsrand.  

Das neue Baugebiet wird im Zusammenhang mit der Ortschaft Velburg und deren Infrastruktur 
wahrgenommen, sodass erhebliche Störungen auf das Landschafts- und Ortsbild nicht zu 
konstatieren sind, zumal im direkten südlichen Anschluss bereits ein Wohngebiet entwickelt 
und erschlossen wurde und somit die Kreisstraße übersprungen wurde und somit einen neuen 
Ortsrand definieren. 

Ästhetische Verluste können durch Festsetzungen auf Bebauungsplanebene, z.B. zu 
Dachformen, Gebäudehöhen, Eingrünungen und Pflanzpflichten, vermieden werden und 
langfristig die Eingriffe minimieren. Durch die Ausweisung einer Ortsrandeingrünung werden 
die Belange des Ortbildes zusätzlich gesichert.  

Eine deutliche Veränderung der bestehenden Ortsrandsituation ist dennoch durch die neue 
entstehende Siedlungsfläche zu erwarten. 

5.4.7 Kultur- und sonstige Sachgüter 

Im Geltungsbereich sind wegen der besonderen Siedlungsgunst sowie der Denkmaldichte im 
Umfeld Kulturgüter (Bodendenkmäler) nicht gänzlich auszuschließen. 

Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht an das Bayerische 
Landesamt für Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 
1-5 BayDSchG. Nur bei einer sachgemäßen und rechtzeitigen Meldung sind erhebliche 
Auswirkungen auszuschließen. 

Eine negative Einflussnahme auf umgebende Baudenkmäler kann durch Festsetzungen zu 
Dachformen, Farben, Auf- und Abgrabungen etc. vermieden werden. Langfristig entstehen 
Sichtbeziehungen zu landschaftsprägenden Denkmälern (Ruine Velburg, Höhle Hohloch, 
Kirche St. Wolfgang) durch den neuen Ortsrand. 

Fremdartig wirkende Anlagen können in der ländlich geprägten Landschaft durch die 
Ausweisung von Wohnbauflächen ausgeschlossen werden. 

5.4.8 Auswirkungen auf Erhaltungsziele von NATURA2000-Gebieten 

Nicht gegeben. NATURA 2000-Gebiete liegen nicht im Wirkbereich der Bauleitplanung. 

5.4.9 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Die Teilkomponenten eines Landschaftshaushaltes stehen in äußerst komplexen 
Wechselbeziehungen zueinander, die sich praktisch nur mit großem Aufwand eingehender 
analysieren lassen. Meist werden zumindest solche Teilaspekte aufgegriffen, die wegen ihrer 
Dimension eine besondere Bedeutung erlangen. Deshalb sollen hier beispielsweise nicht die 
direkten und indirekten Auswirkungen von temporären Flächeninanspruchnahmen bzw. des 
Verkehrs von Baufahrzeugen auf den Bodentyp, die Vegetation, den örtlichen 
Bodenwasserhaushalt, im Boden befindliche Kleinorganismen oder das Mikroklima beurteilt 
werden. 

Letztlich bestehen zwischen den abiotischen und biotischen Ressourcen und auch gegenüber 
weiteren Schutz- und Sachgütern hinsichtlich Beeinträchtigungen oder partiell auch positiver 
Effekte durch das Vorhaben keine besonderen bzw. anderen Wirkungsketten, als sie meist 
nicht schon grundsätzlich im Rahmen von Eingriffen in die Landschaft bekannt sind. 
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Die prägnanteste funktionale Verbindung gibt es bei den Schutzgütern Landschaftsbild und 
Mensch (Leben/Gesundheit/Wohlbefinden mit Thematik Freizeit/Erholung).  

Hier gilt zu beachten, dass das Landschaftsbild kein Systemelement des Naturhaushaltes ist, 
sondern eine subjektive Projektion des Menschen, auch wenn Teilkomponenten wie die 
Topographie und Struktur einer Landschaft objektiv beschrieben werden können. Wertungen 
eines Landschaftsbildes unterliegen über einen gewissen Zeitraum auch einem 
gesellschaftlichen Wandel.  

Bei der Bauleitplanung kann davon ausgegangen werden, dass es durch Wechselwirkungen 
nicht zu zusätzlichen Beeinträchtigungen des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes kommt, 
die nicht bereits über die Betrachtung der einzelnen Schutzgüter mit abgebildet sind.  

5.5 Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen 

Erheblich Änderungen zu Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlung, feste/flüssige/gasförmige 
Schadstoffe wird nicht zu konstatieren sein, da zukünftig nur Wohnbauflächen entstehen 
werden können.  

Geringfügig wird sich, entsprechend der neuen Anwohner, der Zu- und Abfahrtsverkehr in 
das neue Wohngebiet erhöhen.  

5.6 Art und Menge erzeugter Abfälle und Abwasser, Beseitigung und 
Verwertung 

Genaue Angaben über mögliche Abfälle können nicht gemacht werden. Es ist mit 
haushaltsüblichen Abfallmengen zu rechnen, da es sich um ein künftiges Wohngebiet handelt.  

Es ist gesetzlichen Rahmen die Erzeugung von Abfällen und Abwasser erlaubt und 
entsprechend zu beseitigen. 

Ein Konzept zur fachgerechten Schmutzwasserbeseitigung über das bestehende Netz der 
Stadt Velburg ist bei der Baugebietsentwicklung entsprechend zu erstellen.  

5.7 Nutzung erneuerbarer Energien, sparsame und effiziente 
Energienutzung 

Zentrale Anlagen zur sparsamen und effektiven Nutzung der Energie (z.B. Zentrale 
Heizungsanlagen) sind nicht vorgesehen, da aufgrund der Individualität eines Wohngebietes 
sowie durch Erfahrungen der Stadt Velburg dzbgl. kein Bedarf/Nutzen besteht. 

Die Nutzung erneuerbarer Energien ist im gesetzlichen Rahmen beispielsweise durch 
Photovoltaikanlagen auf den Dachflächen möglich. 

5.8 Auswirkungen auf Darstellungen in Landschaftsplänen und sonstigen 
Fachplänen 

Auswirkungen auf Ziele und Grundsätze des Naturschutzes sowie der Landschaftspflege durch 
die Bauleitplanung wird nicht gesehen.  

Der Geltungsbereich ist intensiv als Grünland genutzt.  

Eingriffe in geschützte Hecken (geschützt nach Art. 16 BayNatSchG) sind nicht zu erwarten. 

5.9 Erhaltung bestmöglicher Luftqualität  

Alarmschwellen/Grenzwertüberschreitungen sind nicht bekannt. 

Luftreinhaltepläne sind nicht bekannt. 
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5.10 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 
erheblichen nachteiligen Auswirkungen 

5.10.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung 

Es ist eine Ausweisung von Grünflächen und einer Ortsrandeingrünung festgelegt.  

Überbauung und Versiegelung werden in einem nicht unerheblichen Umfang zu erwarten sein.  

Folgende Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen sind auf Bebauungsplanebene 
festgesetzt:  

• Festlegung von Gebäudehöhen  

• Festlegung von Geschossflächenzahl 

• Beschränkung auf eine der Topographie angemessene Höhenlage der Gebäude 
Erschließung und Garagen 

• Festsetzung ortstypischer Dachneigungen und –farben 

• Festsetzungen zu Werbeanlagen 

• Festsetzungen von zulässigen Auf- und Abgrabungen (Geländegestaltung) 

• Beschränkung der zulässigen Versiegelung (Grundflächenzahl) 

• Festsetzung einheimischer Gehölzarten und Pflanzqualitäten  

• Festsetzungen zu insektenfreundlicher Beleuchtung 

• Festsetzungen zu Einfriedungen  

5.10.2 Maßnahmen zur Kompensation 

Die Eingriffe werden sowohl intern als auch extern kompensiert. Siehe Kapitel 4.6.3. 

5.11 Planungsalternativen 

Die Nachfrage nach Wohnbauflächen im Landkreis Neumarkt konzentriert sich vorrangig auf 
Flächen mit optimaler Anbindung an das regionale und überregionale Verkehrswegenetz. 
Dies ist durch die verkehrstechnisch äußerst günstige Lage an der Bundesautobahn A3 
gegeben. 

Dadurch besteht besonders am Hauptort Velburg und im direkten Umfeld ein erheblicher 
Bedarf an Wohnbauflächen.  

In den letzten Jahrzehnten hat sich der Hauptort Velburg in Richtung Süden, der Staatstraße 
2220 und Kreisstraße NM 43 entwickelt. Diese begrenzen derzeit den südlichen Ortsrand 
des Hauptortes Velburg. Innerhalb von Velburg sind zwar vereinzelte Baulücken sowie 
Innenentwicklungspotentiale für eine Nachverdichtung vorhanden, diese befinden sich jedoch 
in Privateigentum, deren Eigentümer nicht abgabebereit sind oder demnächst selbst mit einer 
Bebauung beginnen. Damit stehen den ortsansässigen Bauinteressenten am Hauptort Velburg 
derzeit keine freien Bauflächen zur Verfügung. 

Richtung Westen und Osten wird die Entwicklung aufgrund der Topographie (Herz-Jesu-Berg, 
Schlossberg) und Waldflächen sowie im Nordwest durch die etablierten Vollsortimenter am 
Eingangsbereich des Ortes, gem. des Trennungsgrundsatzes nach § 50 BImSchG), 
eingeschränkt.  

In der der Gesamtneuaufstellung des Flächennutzungsplanes mit Landschaftsplan (Stand zum 
11.02.2020 genehmigt) für das gesamte Stadtgebiet Velburg ist die Planungsfläche bereits 
als Wohnbaufläche ausgewiesen. Am Hauptort Velburg bestehen keine weiteren größeren 
flächigen Entwicklungsmöglichkeiten an Wohnbauflächen.  
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Planungsbüro Bernhard Bartsch: Ausschnitt Fassung der Gesamtaufstellung des FNPs mit LP, Stand 14.11.2019, 
o.M., genehmigt 

Anfang der 1990er Jahre haben sich südlich der Staatsstraße 2220 einzelne 
Gewerbebetriebe angesiedelt. Durch diese Ansiedlung mit Überspringen der 
Umgehungsstraße haben sie somit den neuen Ortsrand von Velburg bereits vorgeprägt. Durch 
das neue Wohngebiet östlich der Kreisstraße wird der Ortsrand von Velburg nun Richtung 
Nordost neu definiert. Der Übergang zur freien Landschaft soll durch eine 
Ortsrandeingrünung strukturiert werden. Das Flurstück ist im Besitz der Stadt, so dass eine 
künftige Entwicklung gegeben ist und keine Probleme hinsichtlich eines Flächenzugriffs besteht. 

Die bestehende, örtliche Situation ermöglicht an gewählter Stelle eine städtebaulich und 
landesplanerisch geeignete wohnbauliche Ortsentwicklung mit geeigneter 
Siedlungsanbindung. 

5.12 Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem 
Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder 
Katastrophen zu erwarten sind 

Störfallbetriebe im Wirkbereich sind dem Planverfasser nicht bekannt. 

Durch die Ausweisung als „Wohnbauflächen“ wird ausgeschlossen, dass Betriebe nach der 
sogenannten Seveso-III- Richtlinie im Geltungsbereich zulässig werden.  

5.13 Zusätzliche Angaben 

5.13.1 Verfahren und Methodik der Umweltprüfung, technische Verfahren 

Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB wurde eine 
Umweltprüfung nach Anlage 1 BauGB durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen 

Bereich der 
vorliegenden 

Bauleitplanung 
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Umweltauswirkungen ermittelt wurden und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet 
wurden. 

Geringfügige oder nicht erhebliche Auswirkungen werden nach den gesetzlichen Vorgaben 
nicht behandelt. 

Zur Ermittlung des derzeitigen Zustands erfolgte die Auswertung der Luftbilder und gängigen 
Informationen über das Online-Portal BayernAtlasPlus sowie durch eine Ortsbegehung 
hinsichtlich der derzeit ausgeübten Nutzungen. 

Zur Beurteilung der artenschutzrechtlichen Situation erfolgte keine Erhebung durch einen 
Biologen. Aufgrund der intensiven Nutzung als Acker sind keine beachtlichen Artenvorkommen 
zu erwarten.  

Ein Schallschutzgutachten, aufgrund des Verkehrslärmes der angrenzenden Kreisstraße 
NM 43 und umliegenden Staatsstraße, zeigt keine erheblichen Auswirkungen auf bzw. die 
Orientierungswerte werden eingehalten. Eine kurze Zusammenfassung ist unter Kapitel 4.2 zu 
finden. 

5.13.2 Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen 
Unterlagen 

Keine wesentlichen Schwierigkeiten derzeit bekannt 

5.13.3 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf die 
Umwelt 

Auswirkungen ergeben sich grundsätzlich für alle Schutzgüter, besonders für Tiere und 
Pflanzen, Boden, Wasser, Klima und Luft können durch die geplanten Versiegelungen und 
Bebauung erhebliche Auswirkungen entstehen. 

 

Schutzgut Auswirkungen vorgesehene Überwachung  
der Auswirkungen 

Mensch keine erheblichen Auswirkungen 
zu erwarten 

- 

Tiere/Pflanzen erhebliche Auswirkungen 
potentiell möglich 

regelmäßige Ortsbegehungen zur Überwachung 
des Erhalts der Mindestbegrünung und 
Versiegelungen sowie Geländegestaltung, 
Überwachung und Umsetzung der festgesetzten 
Ausgleichsflächen und Maßnahmen, ggf. 
Nachbesserungen - Monitoring 

Boden erhebliche Auswirkungen 
potentiell möglich 

regelmäßige Ortsbegehungen zur Überwachung 
des Erhalts der Mindestbegrünung und 

Versiegelungen sowie Geländegestaltung, 
Überwachung und Umsetzung der festgesetzten 
Ausgleichsflächen und Maßnahmen, ggf. 
Nachbesserungen - Monitoring 

Wasser erhebliche Auswirkungen 
potentiell möglich 

regelmäßige Ortsbegehungen zur Überwachung 
des Erhalts der Mindestbegrünung und 
Versiegelungen sowie Geländegestaltung, 
Überwachung und Umsetzung der festgesetzten 
Ausgleichsflächen und Maßnahmen, ggf. 
Nachbesserungen - Monitoring 

Klima/Luft keine erheblichen Auswirkungen 
zu erwarten 

regelmäßige Ortsbegehungen zur Überwachung 
des Erhalts der Mindestbegrünung und 
Versiegelungen sowie Geländegestaltung, 
Überwachung und Umsetzung der festgesetzten 
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Ausgleichsflächen und Maßnahmen, ggf. 
Nachbesserungen - Monitoring 

Landschafts- und 
Ortsbild 

keine erheblichen Auswirkungen 
zu erwarten 

regelmäßige Ortsbegehungen zur Überwachung 
des Erhalts der Mindestbegrünung und 
Versiegelungen sowie Geländegestaltung, 
Überwachung und Umsetzung der festgesetzten 
Ausgleichsflächen und Maßnahmen, ggf. 
Nachbesserungen - Monitoring 

Kultur- und  
sonstige Sachgüter 

keine erheblichen Auswirkungen 
zu erwarten 

- 

 

Die Überwachung erfolgt nach verbindlicher Bauleitplanung und Realisierung durch die 
Verwaltung der Stadt Velburg sowie die zuständige Bauaufsichtsbehörde. 

Gemeinden haben nach § 4c BauGB (Monitoring) die erheblichen Umweltauswirkungen zu 
überwachen, die aufgrund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um so nachteilige 
Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und ggf. geeignete Abhilfemaßnahmen nach 
Durchführung des Monitorings zu ergreifen. Die Gemeinden sind als Träger des 
Bauleitplanverfahrens (kommunale Planungshoheit) zuständig. 

Die an der Bauleitplanung beteiligten Behörden sind verpflichtet, die Gemeinden über 
erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen zu informieren. 
Demnach können die Gemeinden die Informationen der Behörden nach § 4c Satz 2 BauGB 
und § 4 Abs. 3 BauGB nutzen. 

5.13.4 Grenzüberschreitender Charakter der Auswirkungen 

Ein grenzüberschreitender Charakter der möglichen Auswirkungen liegt nicht vor. 

6. Zusammenfassung 

Die Stadt hat seit Wirksamwerden des Bebauungsplanes „Zum Sperlasberg“ im Jahr 2017 
bereits alle Bauparzellen mit Bauzwang veräußert. Aufgrund des weiterhin bestehenden 
Bedarfs an Wohnbauflächen soll nun der zweite Bauabschnitt „Zum Sperlasberg 2“ realisiert 
werden.  

Die vorliegende Bauleitplanung dient folglich dazu, den konkret vorhandenen und dringlichen 
Bedarf an Wohnbauflächen am Hauptort Velburg an einer passenden Stelle zu decken.  

Entsprechend des städtebaulichen Konzepts wird der zweite Bauabschnitt entsprechend unter 
Berücksichtigung der Erschließungsplanung mit 3,36 ha vorgesehen. Daneben erfolgt eine 
Eingrünung Richtung Norden, die Planung eines Begleitgrün entlang der Kreisstraße sowie die 
Darstellung eines Spielplatzes inmitten des Quartiers. 

Die Flächen des Geltungsbereiches wird derzeit vorwiegend als intensives Grünland genutzt. 
Im Süden wurde der Bebauungsplan „Zum Sperlasberg“ bereits umgesetzt. 

Die Auswertung der vorhandenen Unterlagen und Lebensraumtypen lässt auf keine relevanten 
Arten im Geltungsbereich schließen. Im näheren Umfeld sind typische Vogelarten der 
Siedlungs-, Feld- und Gehölzbereiche zu erwarten.  

Die Prüfung artenschutzrechtlicher Belange ergab, dass keine unzulässigen Auswirkungen 
unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung 
zu erwarten sind. 

Eine wesentliche Verschlechterung der Situation durch neue Erschließungsstraßen des 
geplanten Wohngebietes ist nicht zu erwarten, da das neue Wohngebiet unabhängig von 
den bereits bestehenden Wohngebieten auf Westseite der Kreisstraße erschlossen werden. 
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Eine geringfügige Zunahme von Verkehrslärm und Immissionen in den benachbarten Gebieten 
ist nicht auszuschließen. Erhebliche Auswirkungen sind nicht zu erwarten, da es sich um 
Ausweisung von Wohnbauflächen handelt und kein Gewerbe- oder Industriegebiet entwickelt 
wird. 

Zur Berücksichtigung des Schutzgutes Mensch und Gesundheit wurde eine schalltechnische 
Untersuchung durchgeführt, aufgrund der westlich verlaufenden Kreisstraße und südlich 
gelegenen Staatsstraße. Erhebliche Auswirkungen sind durch den bestehenden 
Straßenverkehr für das neue Wohngebiet nicht zu erwarten sein. Die Lärmschutzwerte können 
eingehalten werden.  

Bei Realisierung der Wohnbauflächen erfolgt eine Teilversiegelung des Bodens durch 
Überbauung und befestigte Flächen. Auf den bebaubaren Flächen werden die bestehenden 
Bodenprofile weitgehend zerstört. Der unversiegelte Boden wird seine bisherigen natürlichen 
Funktionen verlieren. Ein Ausgleich derartiger Eingriffe ist nicht möglich, da der Boden 
naturgemäß standortgebunden ist. Ein Flächenverbrauch durch die geplante 
Wohngebietsausweisung ist unvermeidbar.  

Dauerhafte Oberflächengewässer liegen im Planungsbereich nicht vor. Direkte Einflüsse durch 
Freilegen von Grundwasser sind nicht zu erwarten. Eine Gefahr von erheblichen oder 
irreversiblen Auswirkungen ist sehr gering. Bei Versickerung von Oberflächenwasser sind 
Auswirkungen bei Einhalten der technischen Regeln nicht zu erwarten. 

Auswirkungen auf das unmittelbare örtliche Klima sind durch zu erwartenden Versiegelungen 
nicht auszuschließen, im weiteren Umfeld ist jedoch keine erhebliche Auswirkung auf das Klima 
zu erwarten, da weiterhin große zusammenhängende Kalt- und Frischluftproduktionsflächen 
bestehen werden.  

Nachhaltige Auswirkungen sind auf das Orts- und Landschaftsbild durch die zu erwartende 
Wohnbebauung das Orts- und Landschaftsbild zu erwarten. Der bisherige Ortsrand wird 
Richtung Norden verschoben. Es handelt sich aber nicht um erhebliche Auswirkungen, da das 
neue Wohngebiet im Zusammenhang mit der bereits bestehenden Siedlungsstruktur im 
Zusammenhang gesehen wird. Durch die Ausweisung einer Ortsrandeingrünung werden die 
Belange des Ortbildes Richtung Norden und Westen gesichert. 

Nach den vorliegenden Informationen sind keine Baud- und Bodendenkmäler im 
Geltungsbereich vermerkt. Sichtbeziehungen auf landschaftsprägende Denkmäler (wie 
Schlossberg mit Ruine Velburg, Höhle „Hohllochberg“, Wallfahrtskirche St. Wolfgang) wird 
zu konstatieren sein.  
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